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Die konjunkturelle Entwicklung in Europa seit 2008 
machte die dramatische Lage Jugendlicher auf dem 
Arbeitsmarkt deutlich. Dennoch handelt es sich um kein 
neues Phänomen: Die Jugendarbeitslosigkeit in Europa 
liegt seit Jahren über der Arbeitslosigkeit Erwachsener. 
Dabei wirkten sich die internationale Finanzkrise und die 
Euro-Krise nicht einmal überproportional auf die Jugend 
aus, auch wenn einige Besonderheiten Jugendlicher sie 
dem negativen Einfluss der Krisen stärker hätten ausset-
zen können als Erwachsene. Eine Gefahr der aktuellen Kri-
sen liegt jedoch darin, dass die hohe Jugendarbeitslosigkeit 
angesichts der anhaltenden Rezession einen langfristigen 
Charakter anzunehmen droht. 

Fast alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU) führten in den letzten Jahren arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen für die Zielgruppe Jugend durch, wobei diese 
Maßnahmen selten neu entwickelt wurden, sondern in 
der Regel aus Verlängerungen und Aufstockungen von 
Programmen und Maßnahmen bestanden, die bereits vor 
der Krise beschlossen und umgesetzt wurden. In allge-
meinen, altersunspezifischen arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen scheinen Jugendliche als Zielgruppe dagegen 
unterrepräsentiert zu sein. 

Die Analyse arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen 
anhand der Quartalsberichte des Europäischen Beschäf-
tigungsobservatoriums ergab, dass die am häufigsten 
ergriffene Maßnahme in den Mitgliedstaaten der EU im 
Zeitraum 2008 bis 2012 Zuschüsse an private Unterneh-
men darstellten, mit dem Ziel, entweder eine Einstellung 
von Jugendlichen zu bewirken oder Ausbildungsplätze für 
Jugendliche bereitzustellen. Oft wurden die Zuschüsse für 
die Arbeitsplatzschaffung um Trainingsmaßnahmen wäh-
rend der Arbeitslosigkeit und/oder um Maßnahmen zur 
Vermittlung praktischer Kenntnisse in Form von Praktika 
ergänzt. Auch Dienstleistungen auf dem Arbeitsmarkt, 
wie die Verbesserung der Information der Jugendlichen 
über Beschäftigungs- und Ausbildungsmöglichkeiten, 
intensivere Berufsberatung und Arbeitsplatzvermittlung 
fanden häufig Anwendung. Dafür wurden die öffentli-
chen Arbeitsverwaltungen mit zusätzlichen personellen 
und finanziellen Mitteln ausgestattet. Dagegen zeigte die 
Auswertung, dass Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im 
öffentlichen Sektor vergleichsweise selten angewendet 
wurden. 

In einigen Ländern wurden jugendspezifische arbeits-
marktpolitische Maßnahmen nicht separat voneinander 
durchgeführt, sondern zu integrierten Programmen für 
Jugendliche kombiniert. Beispiele sind die Jugendgaranti-
en in Österreich, Schweden, Finnland, den Niederlanden, 
Großbritannien und Luxemburg und das Programm „New 
Deal“ in Großbritannien. In diesen Programmen können 
mehrere individuell zugeschnittene Maßnahmen wie 
berufliche Orientierung, kurze Trainingsmaßnahmen oder 
Praktika in Betrieben so verbunden und um Lohnsub-
ventionen ergänzt werden, dass Jugendlichen direkt nach 
Abschluss einer formellen Ausbildung oder bei Arbeits-
losigkeit schneller ein (staatlich garantiertes) Angebot für 
eine neue Stelle, eine Weiterbildung, einen Ausbildungs-
platz oder eine Gründungsfinanzierung unterbreitet 
werden kann. 

Die Maßnahmen im Rahmen der europäischen 
Beschäftigungsstrategie waren eher von untergeordneter 
Bedeutung. Nur in den neuen Mitgliedstaaten der EU 
und in Portugal war die Kofinanzierung der Maßnahmen 
aus dem Europäischen Sozialfond von nennenswertem 
Umfang. Die 2008 veröffentliche Empfehlung der Euro-
päischen Kommission, eine Jugendgarantie einzuführen, 
scheiterte in fast allen Mitgliedstaaten. Welche Wirkung 
die Zusage zusätzlicher Mittel im Rahmen des Beschäfti-
gungspaktes im Jahr 2012 für die Jugendgarantien haben 
wird, bleibt abzuwarten. 

Bei der Analyse des Innovationswertes der getrof-
fenen Maßnahmen konnte keine hohe Innovationskraft 
der infolge der Krise durchgeführten jugendspezifischen 
Maßnahmen festgestellt werden, was nicht gegen einen 
möglichen Innovationsgehalt der Maßnahmen auf Län-
derebene spricht. Es sind Maßnahmen, die zwar generell 
nicht neu sind, ihre Einführung jedoch in bestimmten 
Ländern eine erkennbar neue Qualität mit sich bringt. 
Insgesamt kann die Vorgehensweise der Länder, auf die 
bereits vorhandenen Programme aus den Zeiten vor der 
Krise zurückzugreifen und diese auszuweiten, als weitge-
hend effizient bewertet werden. 

Die Wirkungen der einzelnen Maßnahmen im 
Kontext der Wirtschaftskrise können noch nicht exakt 
quantifiziert werden, da bis dato nur wenige Evaluationen 
veröffentlicht wurden. Gleichzeitig können die Wirkungen 
derselben arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen je nach 
Konjunkturphase unterschiedlich ausfallen. Die jüngsten 
Meta-Studien zu Jugendbeschäftigungsprogrammen in 
Europa fallen weitgehen negativ aus: So haben jugend-
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spezifische Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
eine geringere Wahrscheinlichkeit positive Wirkungen 
und/oder höhere Wahrscheinlichkeit negative Wirkungen 
auf ihre Zielgruppe zu entfalten, als die gleichen arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen ohne einen jugendspezifi-
schen Fokus. Für die Entwicklungsländer konnte dagegen 
die Aussage hinsichtlich der geringen Wirksamkeit von 
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik auf die Zielgrup-
pe Jugend nicht bestätigt werden. Dieses überraschende 
Ergebnis ist in der Wissenschaft noch nicht hinlänglich 
erklärt. 

Jugendliche scheinen eine schwierige Zielgruppe für 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zu sein. Angesichts 
wachsender Zweifel an der Wirksamkeit arbeitsmarktpoli-
tischer Maßnahmen für Jugendliche könnte eine stärkere 
Fokussierung auf präventive Maßnahmen eine Abhilfe 
schaffen. In der Konsequenz bedeutet dies, dass bei Ju-
gendlichen interveniert werden sollte, bevor sie arbeitslos 
oder inaktiv (Not in Education, Employment or Training; 
NEET-Status) werden.

Gleichzeitig gibt es jedoch auch Hinweise auf 
erfolgreiche jugendspezifische Programme. Sie kombinie-
ren auf der Basis individueller Bedarfsanalysen mehrere 
Maßnahmen miteinander. Darüber hinaus differenzieren 
sie innerhalb der Zielgruppe „Jugendliche“ und sind auf 
besonders stark gefährdete Jugendliche fokussiert. Sie 
erlauben eine frühe Intervention und ein individuelles 
Profiling der Betroffenen. Ein Beispiel hierfür ist das Pro-
gramm „New Deal“ in Großbritannien.  

Für die deutsche internationale und Entwicklungs-
zusammenarbeit bedeutet diese Studie zunächst eine 
Bestätigung ihrer Bestrebungen, Partnerländer bei der 
Einführung integrierter Beschäftigungsprogramme zu 
beraten. Der Schlüssel zu einer höheren Wirksamkeit 
solcher Programme besteht in der (innovativen) Kombi-
nation der bewährten Instrumente und ihrer Anpassung 
an die institutionellen Gegebenheiten und Bedarfe der 
Zielgruppe im jeweiligen Partnerland. Durch eine rigorose 
Evaluierung der arbeitsmarktpolitischen Programme in 
der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) und Internatio-
nalen Zusammenarbeit (IZ) könnte empirisches Know-
how darüber erworben bzw. ausgebaut werden, welche 
Maßnahmenkombinationen in welchen Ländern unter 
welchen Bedingungen funktionieren, so dass zukünftig 
auf Grundlage dieser Erkenntnisse ein auf die konkrete Si-
tuation in einzelnen Regionen maßgeschneidertes Design 
wirkungsvoller Programme möglich wird. Es muss dabei 

bedacht werden, dass arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
alleine nicht ausreichen können, um die Ursachen der 
Jugendarbeitslosigkeit in den Partnerländern mindern zu 
können. Es bedarf ihrer konsequenten Einbindung in die 
Beschäftigungs- und Wachstumsstrategien der Partner-
länder. 

Erfahrungen aus Europa lehren, dass Programme 
der Jugendbeschäftigungsförderung einen stärkeren 
präventiven Fokus erhalten sollten, damit Jugendlichen 
eine Perspektive geboten werden kann, bevor sie zu einem 
„Problemfall“ auf dem Arbeitsmarkt werden. Trotz Zweifel 
an der Wirksamkeit arbeitsmarktpolitischer Program-
me für die Jugend in Europa darf die Fokussierung auf 
die Zielgruppe Jugendliche in der deutschen EZ und IZ 
dennoch nicht aufgegeben werden. Zumal die Ungewiss-
heit besteht, ob überhaupt eine solche pessimistische 
Einschätzung der Wirksamkeit arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen in den Entwicklungsländern haltbar wäre. 
Die Förderung der Jugendbeschäftigung sollte vor allem 
aufgrund der enormen negativen Folgen der Jugendar-
beitslosigkeit für die Gesellschaft in den Partnerländern 
fortgeführt und intensiviert werden. 

Zusammenfassung
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1 Einleitung

Die Internationale Finanzkrise und die Euro-Krise münde-
ten in die stärkste Rezession der Europäischen Wirtschaft 
in der Nachkriegszeit, die mittlerweile als „Great Recessi-
on“ bezeichnet wird (IMF 2013, 46 f.). Eine der negativen 
Auswirkungen dieser Ereignisse im Zeitraum von 2008 
bis 2012 ist die europaweit gestiegene Arbeitslosigkeit, die 
in einigen europäischen Ländern unter Jugendlichen zu 
Arbeitslosenquoten von über 50% führte. Dies setzte die 
Regierungen dieser Länder unter besonderen Zugzwang, 
auf dem Arbeitsmarkt zu intervenieren. Die Reaktionen 
einzelner Länder waren dabei sehr unterschiedlich. Es 
stellt sich daher die Frage, ob die Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (EU) ihre tradierte Arbeitsmarktpolitik 
in Zeiten der Krise fortgesetzt oder die Krise als „window 
of opportunity“ genutzt haben, um unkonventionelle 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
zu erproben. Immerhin konnten sich einige der Länder bei 
ihren Entscheidungen auf umfangreiche Evaluierungen 
ihrer arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen stützen. 

Die vorliegende Untersuchung soll einen Beitrag 
dazu leisten, die Wirkung der Interventionen während der 
Rezession in den Jahren 2008 bis 2012 zu bewerten und 
eine Übersicht über effektive Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit zu erhalten.1

Zu diesem Zweck erfolgt eine sekundäranalytische 
Bestandaufnahme der arbeitsmarktpolitischen Interven-
tionen mit Fokus auf Jugendliche aller Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union auf Basis der Quartalsberichte des 
Europäischen Beschäftigungsobservatoriums. Die Inter-
ventionen werden in Anlehnung an das Analyseschema 
von Werner (1978) kategorisiert. Sie bilden dabei nur einen 
Ausschnitt aus möglichen und tatsächlich getroffenen 
beschäftigungspolitischen Maßnahmen, die die Situati-
on der Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt beeinflussen 
können. Allen voran sind hier Konjunkturprogramme der 
EU-Mitgliedstaaten zu erwähnen. Sie sind jedoch allge-
mein und nicht jugendspezifisch aufgestellt. Eine klare Zu-
ordnung der Wirkung solcher Programme zu möglichen 
Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt für Jugendliche 
ist zudem aufgrund ihrer indirekten Wirkungsweise und 
langer Transaktionsmechanismen nur schwer möglich, so 
dass sie aus dieser Untersuchung ausgeklammert werden. 
Die Wirksamkeit aktueller arbeitsmarktpolitischer Inter-

1 Die vom Sektorvorhaben „Beschäftigungsförderung in der EZ“ 
beauftragte Studie gibt ausschließlich die persönliche Auffassung 
der Autorin wieder, diese deckt sich nicht notwendigerweise mit 
den Positionen von GIZ und BMZ.

ventionen wird auf Basis der Erfahrungen mit früheren 
arbeitsmarktpolitischen Interventionen eingeschätzt, wie 
sie in diesbezüglichen Evaluationen und Meta-Studien 
dokumentiert sind.

Mittlerweile gibt es einige Studien, die einen aus-
führlichen Überblick über die jüngere Arbeitsmarktpolitik 
der EU-Mitgliedstaaten präsentieren und versuchen, 
eine erste Einschätzung ihrer Wirksamkeit zu geben (z.B. 
van der Ende et al. 2012). Sie beziehen sich meist auf die 
Maßnahmen bis 2010. Im Gegensatz zu der Vorgehens-
weise der meisten Studien werden in der vorliegenden 
Untersuchung ausschließlich jugendspezifische arbeits-
marktpolitische Interventionen im Zeitraum von 2008 bis 
2012 analysiert. Die Untersuchung verzichtet dabei auf die 
detaillierte Darstellung von Spezifika dieser Maßnahmen 
in einzelnen Ländern. Die Maßnahmen werden dagegen 
in länderübergreifenden Gruppen zusammengefasst, um 
Aussagen für die gesamte EU treffen zu können.

Unter Jugendlichen versteht diese Studie in der 
Regel Personen im Alter von 15 bis 24 Jahren.2 Allerdings 
fassen EU-Mitgliedstaaten die Zielgruppe Jugend ihrer 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen oft abweichend auf 
und beziehen ältere Jugendliche mit ein. Die Zielgruppe 
Jugendliche wird als Ganzes analysiert, ohne z.B. nach 
Geschlecht oder Art einer möglichen Benachteiligung zu 
differenzieren. Der Hintergrund hierfür ist, dass die Maß-
nahmen der europäischen Arbeitsmarktpolitik (AMP) mit 
der Zielgruppe Jugendliche nicht nach Geschlecht spezi-
fiziert wurden. Spezielle Maßnahmen für körperlich und/
oder geistig benachteiligte Personen sind ihrem Umfang 
nach ebenfalls von untergeordneter Bedeutung. Die Un-
tersuchung verwendet den Begriff „Arbeitslosigkeit“ in der 
Auslegung von Eurostat, die wiederum der Definition der 
Internationalen Arbeitsorganisation entspricht. Demnach 
sind alle Personen zwischen 15 und 74 Jahren arbeits- bzw. 
erwerbslos, die keiner bezahlten Beschäftigung nachge-
hen, dem Arbeitsmarkt kurzfristig zur Verfügung stehen 
und sich aktiv um eine neue Beschäftigung bemühen 
(Eurostat 2013). Ihre Meldung als arbeitslos bei den öffent-
lichen Arbeitsverwaltungen spielt dabei keine Rolle.3 

2 Mit dieser Altersspanne definieren z.B. die Vereinten Nationen 
in ihren Statistiken „Jugend“. Auch Eurostat berechnet die Er-
werbslosenquote bei Jugendlichen für die Altersgruppe von unter 
25-Jährigen.

3 Die Meldung als arbeitslos ist dagegen eine wichtige Bedingung 
für die Berechnung der nationalen Erwerbslosenquoten, so wie sie 
beispielsweise in Deutschland bestimmt werden. Für unterschied-
liche Definitionen der Arbeitslosigkeit siehe auch GIZ (2010, 27 f.).
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Angesicht der steigenden Arbeitslosenzahlen haben viele 
Länder der EU die Instrumente der passiven und aktiven 
Arbeitsmarktpolitik miteinander kombiniert. So wurden 
die Bedingungen für die Teilnahme an den Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik, nämlich die Meldung 
als arbeitslos und somit der Empfang von Transferzah-
lungen, im Laufe der Krise gelockert. Die Wartezeiten 
wurden beispielsweise reduziert bzw. aufgehoben, die vor 
der Krise eingehalten werden mussten, bevor Jugendliche 
die Dienstleistungen der öffentlichen Arbeitsverwaltun-
gen in Anspruch nehmen konnten. Unter Berücksichti-
gung dieser Tendenzen konzentriert sich die Studie auf 
die aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wie 
kurzfristige Trainings und länger andauernde Qualifizie-
rung, Verbesserung der Informationstransparenz auf den 
Arbeitsmärkten und subventionierte Beschäftigung (für 
die Zusammenstellung der aktiven Instrumente der AMP 
siehe Kausch und Trommershäuser 2002, 10 ff.). 

Die Studie hat wichtige Limitationen im Bezug auf 
die Aussagen zur Wirksamkeit von analysierten arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen mit der Zielgruppe Jugend. 
Aus Mangel an relevanten aktuellen Studien geschieht die 
Einschätzung der Wirksamkeit erstens auf der Grund-
lage von Untersuchungen, die sich auf die Maßnahmen 
vor dem Jahr 2008 beziehen. Zweitens untersuchen diese 
Studien in der Regel Maßnahmen, die außerhalb der 
Krisenzeiten durchgeführt wurden. Die Wirkung dieser 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen könnte sich jedoch 
von der Wirkung der Maßnahmen in den Krisenzeiten 
unterscheiden. Da diese Studien die Maßnahmen in den 
Industrieländern evaluieren, können drittens ihre Aussa-
gen nicht bedingungslos auf die meisten Partnerländer 
der deutsche Entwicklungszusammenarbeit (EZ) übertra-
gen werden. Die Rückschlüsse aus dieser Studie müssen 
daher vorsichtig interpretiert werden. 

Die Studie gliedert sich wie folgt: Im zweiten Kapitel 
wird die Arbeitsmarktsituation der Jugendlichen in den 
EU-Mitgliedstaaten in den Jahren 2008 bis 2012 analysiert. 
Das dritte Kapitel systematisiert die arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen mit dem Fokus auf Jugendliche in 
den Mitgliedstaaten und beschreibt die Maßnahmen auf 

EU-Ebene zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Im 
vierten Kapitel wird eine erste Einschätzung der Wirksam-
keit dieser Maßnahmen vorgenommen. Das abschließen-
de Kapitel fasst die Erkenntnisse bezüglich Wirksamkeit 
und Innovationsgehalt dieses Instrumentariums zur Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zusammen und gibt 
Empfehlungen für die praktische EZ und IZ zur Förderung 
von Jugendbeschäftigung in den Partnerländern.
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2 Jugendarbeitslosigkeit  
in Europa

2.1 Krisenbedingte Entwicklungen
Die Krise traf die Arbeitsmärkte aller europäischen 
Staaten, jedoch unterschiedlich stark. Betrachtet man die 
relativen Änderungen der Erwerbslosenquoten - diese 
stellt den Anteil Erwerbsloser an allen Erwerbspersonen 
(bestehend aus Erwerbstätigen und Erwerbslosen) dar 
-  der Jugendlichen und der Erwachsenen in den Mitglied-
staaten der EU, so stellt man fest, dass die Entwicklungen 
vom Land zu Land differieren (vgl. Abbildung 1). Nach 
der internationalen Finanzkrise seit Ende 2007 sind die 
Erwerbslosenquoten der Jugendlichen in den baltischen 
Staaten stark angestiegen, und zwar um 20% in Estland, 
um 26% in Litauen und um 27% in Lettland. Mit der 

Euro-Krise ab Mitte 2009 waren mit Griechenland (ein 
Anstieg um 36%), Spanien (34%) und Portugal (25%) am 
stärksten Länder Südeuropas betroffen. Am anderen Ende 
des Spektrums sind vor allem Deutschland, Finnland, 
Österreich und die Niederlande mit relativen Verände-
rungen der Jugendarbeitslosigkeit von unter 5% zu finden. 
Vergleicht man diese Entwicklungen mit der Referenz-
gruppe der 25 bis 54-Jährigen männlichen Arbeitnehmer 
in den jeweiligen Ländern, so fallen die Steigerungen der 
Erwerbslosenquote bei den Jugendlichen stärker aus als 
bei den Erwachsenen. Ausnahmen hiervon bilden ledig-
lich Bulgarien und Portugal, wo die Erwerbslosenquoten 
der Erwachsenen kräftiger gewachsen sind als die der 
Jugendlichen.

Abbildung 1: Veränderung der Erwerbslosenquote von Jugendlichen und Erwachsenen im Zeitraum von 2008 bis 2012.
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Anmerkungen zu Abbildung 1: Für die Methode siehe Verick 2009. Im Diagramm sind die relativen Veränderungen der Erwerbslosenquoten 
der 15 bis 24-jährigen zwischen dem 4. Quartal 2007 (Beginn der internationalen Finanzkrise) und dem 3. Quartals 2009 (blauer Balken) und 
zwischen dem 4. Quartal 2007 bis zum heutigen Zeitpunkt (3. Quartal 2012) dargestellt. Die Veränderungen der Erwerbsquoten werden rela-
tiv zur niedrigsten Erwerbslosenquote der 15 bis 24-Jährigen im betrachteten Zeitraum angegeben. Die Erwerbslosenquote von Männern im 
Alter von 25 bis 54 Jahren (grüne bzw. gelbe Dreiecke) dient in den jeweiligen Zeiträumen als Referenzgruppe, weil diese Gruppe normaler-
weise den kleinsten Hindernissen auf den Arbeitsmärkten ausgesetzt ist (Verick 2009, 5).
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Diese Asymmetrien sind nicht nur zwischen den ver-
schiedenen Ländern der EU zu finden, sondern auch 
und vor allem auf regionaler Ebene. Im Jahr 2012 kam es 
im Vergleich zum Vorjahr zu einem Anstieg regionaler 
Dispari täten. Die Variationsbreite der Erwerbslosenquo-
ten lag 2012 zwischen 4,3% für Tübingen (Deutschland) 
und 65,8% für die Ciudad Autónoma de Ceuta (Spanien) 
(Eurostat 2012, 6 f.).

Die Erwerbslosenquoten bilden nur bedingt die Si-
tuation der Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt ab, da sie 
sich nur auf den relativ kleinen Teil der Jugendlichen be-
ziehen, und zwar jene, die aktiv Arbeit suchen, aber nicht 
finden können. Junge Menschen in Europa befinden sich 
jedoch häufig in Ausbildung oder Studium und suchen 
folglich nicht aktiv nach Arbeit. In diesem Fall werden sie 
nicht zur erwerbsfähigen Bevölkerung gezählt. Insbeson-
dere in Südeuropa waren die Erwerbsquoten für Jugendli-
che bereits vor der Krise schon vergleichsweise gering. 

So bezieht sich die Erwerbslosenrate von 50% in 
Italien lediglich auf die ca. 30% aller Jugendlichen, die 
Arbeit suchen (Gros 2012, 2 f.).  Auch in Spanien ist 2011 
nicht jeder zweite junge Mensch erwerbslos – wie in vielen 
Medien berichtet –, sondern etwa ein Fünftel. Im Vereinig-
ten Königreich, in Griechenland, in Schweden, in Portugal 
und in Irland sind es etwa ein Achtel (Brenke 2012, 9). Es 
sind trotzdem „Werte, die auf eine dramatisch schlechte 
Arbeitsmarktlage der Jugendlichen in diesen Ländern 
verweisen“ (ebenda). 
Um die Anpassungsprozesse auf dem Arbeitsmarkt besser 
analysieren zu können, wird daher seit 2010 in der EU 
neben der Erwerbslosenquote auch ein neuer Indikator, 
NEET (Not in Education, Employment or Training), er-
hoben. Er ermöglicht es, sowohl die Gruppe der entmu-
tigten Arbeitnehmer, die ihre Arbeitssuche aufgrund der 
Krise eingestellt haben, als auch die Gruppe der jungen 
Menschen, die sich vorläufig gegen die Arbeitsaufnahme 
entscheiden haben, zu berücksichtigen. Generell bildet er 
insbesondere, aber nicht ausschließlich, junge Menschen 
ab, die sich vom Arbeitsmarkt abgewandt haben. Sie gehen 
keiner bezahlten Tätigkeit nach, sie studieren nicht und 
nehmen an keinen Trainingsmaßnahmen teil (O´Higgins 
2010, 22 f.; European Foundation for the Improvement of 
Living and Working Conditions 2012 a, 20 f.).4 Die NEET-

4 Der Indikator wurde Ende der 1980er Jahre in Großbritanni-
en entwickelt und angewandt. Seit der aktuellen Finanzkrise 
gewinnt er international immer mehr an Bedeutung (European 
Foundation for the Improvement of Living and Working Condi-
tions (2012 a, 19))

Quote der 27 EU-Mitgliedstaaten belief sich nach der 
letzten Einschätzung von Eurostat 2011 auf fast 13% und 
war seit Anfang der Krise um 2 Prozentpunkte gewachsen. 
Dies entspricht einer relativen Zunahme von 18%. Die 
höchsten NEET-Quoten wiesen Bulgarien (22,6%), Italien 
(19,8%), Spanien und Irland (18,5 und 18,4% respektive) 
auf. Die niedrigsten NEET-Quoten fanden sich in den 
Niederlanden (3,8%) und in Dänemark (6,3%). Jugendliche 
reagieren darüber hinaus mit individuellen Anpassungs-
mechanismen auf die Verschlechterung der Arbeitsmarkt-
lage, z.B. indem sie ihre Studienzeiten verlängern. Es sind 
Jugendliche, die sich (temporär) ebenfalls vom Arbeits-
markt abgewandt haben, jedoch nicht mit der NEET-
Quote erfasst werden. Eine solche Entwicklung stellt die 
Organisation for Economic Co-operation and Develop-
ment (OECD) für einige ihrer Mitgliedsstaaten fest: In den 
Ländern, in denen die NEET-Quote stark gestiegen ist, ist 
auch der Anteil der Jugendlichen, die studieren anstatt zu 
arbeiten, angestiegen. Dies ist z.B. in Irland und Spanien 
mit einem Anstieg von über 10 Prozentpunkte der Fall 
(OECD 2012, 24).

Jugenderwerbslosenquoten und NEET-Quoten sind 
Indikatoren, die einen ersten Eindruck über die ungünsti-
ge und durch die Krise verschärfte Situation der Jugendli-
chen auf dem Arbeitsmarkt geben. O´Higgins (2012) glaubt 
jedoch, dass es weiterer Untersuchungen bedarf, um eine 
im Vergleich zu Erwachsenen stärkere Betroffenheit der 
Jugendlichen durch die Krise nachweisen zu können.5 Ver-
gleicht man nur die Erwerbsquoten von Jugendlichen und 
Erwachsenen (siehe Abbildung 2), so hat sich die Situation 
der Jugendlichen nach einer leichten Verschlechterung 
Mitte 2008 und Mitte 2009 mittlerweile wieder entspannt. 
Das Verhältnis zwischen den Erwerbslosenquoten von Ju-
gendlichen und Erwachsenen schwankt seitdem leicht um 
das Vorkrisenniveau von etwa 2,5. O´Higgins (2012, 7) stellt 
somit fest, dass die Auswirkung der Krise auf die Jugend 
nicht darin liegt, dass überproportional viele Jugendliche 
in die Arbeitslosigkeit geraten sind. Sie liegt vielmehr dar-
in, dass die Jugendarbeitslosigkeit angesichts der anhal-
tenden Rezession einen langfristigen Charakter annimmt. 
In der Tat ist der Anteil der Langzeitarbeitslosen unter den 
Jugendlichen von 2008 bis 2011 viel stärker gestiegen als 
die Erwerbslosenrate der Jugendlichen insgesamt (siehe 
Abbildung 3).

5  siehe ausführlicher hierzu Kapitel 2.2
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Abbildung 2: Erwerbslosenquote von Jugendlichen und Erwachsenen im Verhältnis.

Abbildung 3: Relative Veränderung der Erwerbslosenquote und des Anteils der Langzeitarbeitslosen zum Vorjahr in der Gruppe der 15 bis 
24-Jährigen im Zeitraum 2008 bis 2011.

Anmerkungen: Die Erwerbslosenquote Erwachsener bezieht sich auf Männer im Alter von 25 bis 54 Jahren. Die linke Achse gibt die Erwerbs-
losenquoten in % an, die rechte das Verhältnis der Erwerbslosenquoten von Jugendlichen und Erwachsenen.

Anmerkung: Referenzgruppe sind Männer im Alter von 25 bis 59 Jahren.
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Die Verlängerung der Phase der Arbeitslosigkeit bei Ju-
gendlichen kann nachhaltig das zukünftige Erwerbsleben 
und Einkommen der betroffenen Personen beeinträchti-
gen. Studien zeigen, dass Arbeitslosigkeit am Anfang einer 
Erwerbsbiographie die Wahrscheinlichkeit für nachfol-
gende Arbeitslosigkeit erhöht und/oder das zukünftige 
Einkommen verringert. Dieser Effekt wird als „Scarring“-
Effekt bezeichnet. Weitere negative gesellschaftliche und 
soziale Folgen können Kriminalität, Drogenmissbrauch 
oder gesellschaftlicher Vertrauensverlust der Jugendlichen 
sein. Eine Zusammenfassung dieser Studien findet sich 
bei Bell und Blanchflower (2010, 14 f.), Dietrich (2012, 7 f.), 
Bell und Blanchflower (2011, 15), OECD (2009, 10). Auch 
die hohe Anzahl der NEET-Jugendlichen und die Verlän-
gerung ihres Verbleibs in diesem Status im Zuge einer 
langanhaltenden Rezession könnte hohe gesellschaftliche 
und soziale Kosten mit sich bringen, welche die European 
Foundation for the Improvement of Living and Working 
Conditions (Stand 2011), auf europäischem Niveau, auf 
1,21% des Bruttoinlandsprodukt (BIP) schätzte (European 
Foundation 2012 a, 79). Allerdings verweist Dietrich (2012, 
7) auch auf eine etwas ältere Studie aus dem Jahr 1980, 
die diese negativen Effekte für die Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit und das Erwerbseinkommen im späteren 
Berufsleben nicht gefunden oder einen lediglich kurzfris-
tigen Effekt festgestellt hat. 

2.2 Ursachen der Jugendarbeitslosigkeit 
Um die Krisen der letzten Jahre als Ursache für das Anstei-
gen der Jugendarbeitslosigkeit zu identifizieren, bedarf es 
einer ausführlicheren Untersuchung als nur den Vergleich 
der Erwerbslosenquoten der Jugend und der Erwach-
senen. Die empirische Literatur zu dieser Fragestellung 
ist begrenzt. Nach der Analyse der früheren Krisen im 
Zeitraum von 1980 bis 2005 stellen Choudhry, Marelli und 
Signorelly (2010) fest, dass sich die Erwerbslosenraten der 
Jugend als Folge der wirtschaftlichen Krisen signifikant 
erhöht haben. Dieses Ergebnis bestätigt auch Verick (2012) 
nach ihrer Untersuchung der sogenannten „Big 5“-Krisen6 
in Finnland (1991), Japan (1992), Norwegen (1987), Spanien 
(1977) und Schweden (1991) sowie Bernal-Verdugo et al. 
2012 anhand der Daten aus 97 Ländern im Zeitraum von 
1980 bis 2008.

6 So nennen Reinhart und Rogoff (2008) die fünf größten Wirt-
schafts- und Finanzkrisen in den Industrieländern seit dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges.

Die weiteren Ursachen der Jugendarbeitslosigkeit teilte 
Werner bereits 1978 (218 f.) in zwei Gruppen auf: die gene-
rellen Ursachen und die jugendspezifischen Ursachen. 

Als generelle Ursachen gelten:
 Effekt der Kohortengröße: Empirische Studien gehen 

davon aus, dass die relative Kohortengröße junger 
Menschen länderspezifische Jugendarbeitslosigkeiten 
erklären kann (Jimeno und Rodriguez-Palenzuela 
2002). Eine große Kohorte Jugendlicher hat eine nach-
teilige Auswirkung auf die Höhe der Jugendarbeitslo-
sigkeit (Korenman und Neumark 1997, 7). Der sinkende 
Bevölkerungsanteil junger Menschen in Europa sollte 
demnach eine positive Auswirkung auf die Höhe 
der Jugendarbeitslosigkeit haben. In der Realität 
wird dieser demographische Trend wahrscheinlich 
nur einen untergeordneten positiven Effekt auf die 
Jugendarbeitslosigkeit ausüben können, da er von 
anderen Einflussfaktoren überlagert wird, zum Beispiel 
von konjunkturellen Schwankungen (Korenman und 
Neumark 1997).

 Konjunkturelle Entwicklung: Die Entwicklung der 
Jugendarbeitslosigkeit folgt der konjunkturellen Ent-
wicklung und dem Verlauf der Erwachsenenarbeitslo-
sigkeit. In der Regel reagiert sie sogar sensitiver als die 
Erwerbslosenquoten Erwachsener auf konjunkturelle 
Schwankungen (Matsumoto, Hengge und Islam 2012, 3; 
Clark und Summers 1982; OECD 2009, 9).

 Arbeitsmarktregulierung: Arbeitsmarktinstitutionen 
wie Kündigungsschutz, Lohnverhandlungssysteme 
und Anspruch auf Lohnersatzleistungen können zur 
Erklärung länderspezifischer Jugendarbeitslosigkeit 
beitragen (Logeay 2003). So stellen Jimeno und Rod-
riguez-Palenzuela (2002) in ihrer empirischen Untersu-
chung der OECD-Länder fest, dass rigide Arbeitsmarkt-
regulierung zu einer höheren relativen Arbeitslosigkeit 
der Jugendlichen beiträgt. Dagegen deutet die Analyse 
von O´Higgins 2012 darauf hin, dass in OECD-Ländern 
mit einer restriktiven Arbeitsmarktregulierung die 
Wahrscheinlichkeit Jugendlicher, arbeitslos zu werden, 
geringer ist.7 Versucht man die Ergebnisse unterschied-
licher Studien zu verallgemeinern, so scheint der Zu-
sammenhang zwischen der Jugendarbeitslosigkeit und 
dem Regulierungsgrad der Arbeitsmärkte komplex zu 

7 Bei der Interpretation der Daten muss beachtet werden, dass 
dieses Ergebnis nicht signifikant ist. 
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sein, so dass man zum jetzigen Zeitpunkt keine eindeu-
tigen Schlussfolgerungen ziehen kann (für Mindestlöh-
ne und Abfindungen: Matsumoto, Hengge und Islam 
2012, 11). Es hängt von der Interaktion zwischen Krise 
und institutionellen Gegebenheiten ab, wie sich die 
Beschäftigungszahlen der Jugendlichen im Laufe der 
Krise in unterschiedlichen Ländern entwickeln. Nach 
Bernal-Verdugo et al. (2012) fällt der negative Beschäf-
tigungseffekt, der durch die Krise verursacht wurde, in 
den regulierten Volkswirtschaften in der kurzfristigen 
Perspektive weniger stark aus, hält aber länger an. In 
den weniger regulierten Volkswirtschaften ist dieser 
Effekt kurzfristig hoch, verschwindet aber schneller 
wieder.

Gleichzeitig weist der Arbeitsmarkt für Jugendliche 
spezielle Eigenschaften auf, die die zusätzlichen Beschäfti-
gungsschwierigkeiten in Krisenzeiten erklären können: 

 Auf der einen Seite sind Jugendliche arbeitsrechtlich 
und sozial weniger geschützt als Arbeitskräfte, die be-
reits länger im Berufsleben stehen. Werden Entlassun-
gen notwendig, werden das geringere Alter, die in der 
Regel kürzere Betriebsangehörigkeit sowie die Abwe-
senheit der Unterhaltsverpflichtungen für die jungen 
Arbeitsnehmer zum Nachteil (wie z.B. in Deutschland 
im Rahmen des Sozialplans bei betriebsbedingten 
Kündigungen). Auf der anderen Seite geht während 
einer Rezession die Anzahl der Neuanstellungen, aber 
auch die Anzahl der frei werdenden Stellen aufgrund 
geringerer Arbeitsplatzmobilität der bereits beschäf-
tigten Arbeitnehmer zurück, so dass Jugendliche um 
wenige Beschäftigungsmöglichkeiten mit Erwachsenen 
konkurrieren müssen. 

 In diesem Wettbewerb sind sie oft unterlegen, da es 
ihnen an Berufserfahrung fehlt. Es ist für Arbeitgeber 
somit schwieriger, Rückschlüsse auf ihr Berufsverhal-
ten und ihre Kompetenzen zu ziehen, so dass sie sich 
bei der Anstellung von Jugendlichen zurückhalten. 
Als Nachteil kommt hinzu, dass Jugendliche weniger 
Übung mit Bewerbungen haben. Auch ihre beruflichen 
Netzwerke sind noch nicht genügend aufgebaut, um sie 
im Wettbewerb mit älteren Arbeitnehmern einsetzen 
zu können. 

 Auch Schwächen im Ausbildungssystem führen zu 
Nachteilen für Jugendliche auf dem Arbeitsmarkt. 
Sie sind dort gegenüber den Erwachsenen weniger 
benachteiligt, wo stärker betrieblich und praxisnah 
ausgebildet wird (Brenke 2012, 9 f.). 

2  Jugendarbeitslosigkeit in Europa
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DAS DEUTSCHE „JUGENDBESCHäFTIGUNGSWUNDER“

Neben der vergleichsweise niedrigen Arbeitslosigkeit weisen deutsche Jugendliche auch hohe 

Beschäftigungsstände über Jahre und im internationalen Vergleich auf. Deutschland ist von der 

aktuellen Krise weitgehend verschont geblieben. Nach den Angaben von Eurostat sank die durch-

schnittliche Arbeitslosenquote deutscher Jugendlichen nach einem Höchststand in 2009 von 11,2% 

wieder auf 8,2% in 2012.

Im internationalen Vergleich erweist sich die duale Berufsausbildung als ein wirksames Mod-

ell zur Integration junger Menschen ins Berufsleben. Länder mit dualer Berufsausbildung haben 

nicht nur eine niedrigere Jugendarbeitslosigkeitsquote, sondern erreichen Risikogruppen besser 

als andere Länder (Plünnecke und Werner 2004, 25-30)8. In der dualen Berufsausbildung können 

junge Menschen nicht nur Berufserfahrungen sammeln und bedarfsgerecht ausgebildet werden. Sie 

haben auch die Chance, bei guter wirtschaftlicher Lage vom Ausbildungsbetrieb übernommen zu 

werden, was die Suchkosten einer neuen Anstellung für die Berufsstarter verringert (ebenda, 63-64). 

Das hohe Ansehen einer solchen arbeitsmarktnahen Ausbildung und eine aktive Beteiligung der 

Wirtschaft in ihrer Planung, Durchführung und Finanzierung tragen darüber hinaus dazu bei, dass 

Jugendliche auch außerhalb des Ausbildungsbetriebes schnell eine Arbeitsstelle finden können. 

Neumann (2012, 242) verweist zusätzlich auf die Unkündbarkeit der Ausbildungsverträge in Zeiten 

der Krise. Dies mache das Ausbildungssystem weniger krisenanfällig. 

Daneben sind deutsche Studenten älter, wenn sie ihr Studium absolviert haben und stehen somit 

dem Arbeitsmarkt später zur Verfügung als Absolventen in anderen Ländern. Darüber hinaus gibt 

es in Deutschland eine zwar abnehmende, aber immer noch nennenswerte Zahl von Jugendlichen, 

die zwar einen Ausbildungsplatz gesucht, aber nicht gefunden haben. Diese werden dann durch 

Maßnahmen der Berufsvorbereitung und der beruflichen Grundbildung nachqualifiziert. Bemerk-

enswert ist, dass diese Jugendlichen dann nicht mehr in den offiziellen Statistiken auftauchen, weil 

sie nicht als Arbeitslose gelten (Neumann 2012, 244). Immerhin lag ihr Anteil 2011 bei fast 30% aller 

Neuzugänge des beruflichen Ausbildungssystems (Kohlrausch 2012, 10).

8

8 So z.B. weisen in der Untersuchung von Plünnecke und Werner 
(2004, 26) OECD-Staaten mit dualem Ausbildungssystem im 
Schnitt eine um 4,7 Prozentpunkte geringere Jugendarbeits-
losenquote auf als OECD-Staaten mit einem eher verschulten 
Berufsbildungssystem.

2  Jugendarbeitslosigkeit in Europa
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3 Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit  
in Europa von 2008 bis 2012

3.1 Umfang jugendspezifischer Maßnah-
men 

In den Jahren 2008 und 2009 sind im Zuge der Krise die 
Gesamtausgaben der 27 Mitgliedstaaten der EU sowohl 
für aktive als auch für passive Arbeitsmarktpolitik erst 
um 1,5%, dann um 26,6% jeweils zum Vorjahr gestiegen.9 
Am stärksten erhöhten die baltischen Staaten Estland 
und Lettland ihre Ausgaben für arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen. Diese Staaten waren besonders stark von der 
Internationalen Finanzkrise betroffen. Die Ausgaben von

9 Wobei dieser Anstieg insbesondere durch die Erweiterung passi-
ver arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen zustande gekommen 
war. So sind die Ausgaben für passive Arbeitsmarktpolitik 2009 
im Vergleich zum Vorjahr um 36,8% im Gegensatz zu 11,6% für 
aktive Arbeitsmarktpolitik gestiegen. 

Abbildung 4: Relative änderung der Ausgaben für AMP in ausgewählten Ländern im Vergleich zum Jahr 2007 (2007 =1)

Anmerkungen: Lettland und Estland sind die Länder mit der höchsten Varianz der Veränderungsraten in der Stichprobe, Deutschland und 
Malta die Länder mit der niedrigsten Varianz in der Stichprobe. 
Explizit im Diagramm angegeben werden die relativen änderungen der Ausgaben für AMP in der gesamten EU.
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Estland stiegen 2009 um das Zehnfache des Niveaus von 
2007, die von Lettland um das Zweieinhalbfache. Dagegen 
veränderte sich die Höhe der Ausgaben für arbeitsmarkt-
politische Ausgaben in Deutschland und Malta nur gering-
fügig (vgl. Abbildung 4). 

Es ist jedoch nicht klar, ob sich die Ausgaben für 
jugendspezifische Maßnahmen der Arbeitsmarktpoli-
tik in analoger Weise entwickelt haben. Eurostat erhebt 
keine entsprechenden Daten für altersspezifische Inter-
ventionen; auch in den OECD-Ländern muss seit 2002 
der Umfang öffentlicher Ausgaben für jugendspezifische 



Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik nicht mehr lücken-
los dokumentiert werden. Die Schätzungen der ILO (2012, 
44) für den Euroraum zeigen jedoch, dass Jugendliche in 
allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen un-
terrepräsentiert sind. Wie Abbildung 5 zeigt, ist der Anteil 
jugendlicher Teilnehmer an den meisten Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpolitik geringer als der Anteil der Jugendli-
chen an der Gesamtanzahl der Arbeitslosen. Eine Ausnah-
me bilden dabei Trainingsmaßnahmen. 

Die OECD (2010 a, 32) geht davon aus, dass mehr als 
drei Viertel der OECD-Länder als Antwort auf die Krise 
jugendspezifische arbeitsmarktpolitische Maßnahmen

durchgeführt haben.10 Laut Schätzungen der ILO und der 
Weltbank (ILO und Weltbank 2012, 21) gab es in 82% der 
Länder mit einem hohen Einkommen gezielte Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen für Jugendliche. In 9% dieser 
Länder wurden zusätzlich arbeitspolitische Maßnahmen 
mit der Zielgruppe arbeitsloser und benachteiligter Ju-
gendlicher aufgelegt (vgl. Abbildung 6). 

10 Da 22 der 34 OECD-Mitgliedsstaaten gleichzeitig Mitglieder 
der EU sind, nutzt diese Untersuchung OECD-Daten als erste 
Einschätzung der Verbreitung und des Umfanges von jugend-
spezifischen Maßnahmen in der Europäischen Union. Die 
EU-Mitgliedstaaten gehören darüber hinaus zu der Gruppe der 
Länder mit einem hohen Einkommen. 

Abbildung 5: Anteil der Jugendlichen an den Teilnehmern in den Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik in Europa (in %)

Abbildung 6: Häufigkeit einzelner AMP-Instrumente in Ländern mit hohem Einkommen (in % der Länder, die im Zeitraum von 2008 bis 2010 
die jeweilige Maßnahme ergriffen haben)
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Von den Gesamtausgaben für arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen in den Ländern mit einem hohen Einkom-
men in den Jahren 2008-2010 wurden 22% für Programme 
mit einem Jugendfokus aufgewendet, 6% gingen dabei in 
die Aus- und Weiterbildungen von Jugendlichen und 16% 
in spezifische Maßnahmen für arbeitslose und benachtei-
ligte Jugendliche (vgl. Abbildung 7). 

3.2 Jugendspezifische Maßnahmen der 
27 Mitgliedstaaten der EU

Die nachfolgende Auswertung basiert auf Veröffentli-
chungen des Europäischen Beschäftigungsobservatori-
ums (European Employment Observatory, EEO) aus den 
Jahren 2008 bis 2012. Vierteljährlich berichten nationale 
Arbeitsmarktexperten der 27 EU-Mitgliedstaaten11 über 
die wichtigsten Beschäftigungs- und Arbeitsmarkttrends 
in ihren Ländern. Im Folgenden werden nur jugendspezi-
fische arbeitsmarktpolitische Maßnahmen systematisiert 
und analysiert. Sowohl beschäftigungspolitische als auch 
altersunspezifische arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
bleiben unberücksichtigt, auch wenn diese für Jugendliche 
offen stehen.

Die EU-Mitgliedstaaten haben sich für unterschied-
liche Modi bei der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
während der Krise entschieden. Betrachtet man allein  
die Anzahl der durchgeführten jugendspezifischen Maß-

11 Zudem auch aus Kroatien, Türkei, der ehemaligen Jugoslawischen 
Republik Mazedonien, Serbien, Island und Norwegen.

nahmen12, so lässt sich feststellen, dass Mitgliedstaaten, 
die bereits vor der Krise höhere Ausgaben für Arbeits-
marktpolitik aufwiesen, tendenziell eine größere Anzahl 
an Maßnahmen zur Jugendbeschäftigungsförderung 
während der Krise durchführten als Staaten mit einem 
geringeren Anteil der AMP-Ausgaben an ihrem BIP (siehe 
Abbildung 8). 

Der anfängliche Schock, gemessen als Zunahme 
der Jugendarbeitslosigkeit während der Krise im Ver-
gleich zum Ausgangsniveau von 2008, ist nur schwach 
korreliert mit der Anzahl der eingesetzten jugendspezi-
fischen Instrumente (siehe Abbildung 9). Das Ausmaß, 
in dem die einzelnen Mitgliedsstaaten vom Anstieg der 
Jugendarbeitslosigkeit betroffen waren, war also allem 
Anschein nach nicht der entscheidende Einflussfaktor 
für die Anzahl an Maßnahmen, die zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit ergriffen wurden. Dies könnte als 
ein Hinweis darauf interpretiert werden, dass die Reaktion 
der einzelnen Staaten auf die Krise wesentlich durch die 
ordnungspolitischen Grundüberzeugungen der jeweili-
gen Regierung bestimmt wurde. Eine weitere Erklärung 
könnte die angespannte haushaltspolitische Lage in den 
Mitgliedstaaten nach dem Ausbruch der Finanzkrise 
liefern. Insofern könnte auch innerhalb der Krise von 
einer gewissen Kontinuität der arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen im Jugendbereich gesprochen werden.

12 Die Aufteilung der AMP-Ausgaben nach Altersgruppen und somit 
für die Zielgruppe Jugendliche ist für die betrachtete Zeitperiode 
nicht verfügbar. 

3  Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit

Abbildung 7: Aufteilung der Ausgaben in Ländern mit einem hohen Einkommen für durchgeführte AMP-Maßnahmen (2008-2010).

Q
ue

lle
: I

LO
 u

nd
 W

el
tb

an
k 

20
12

, 2
2.

 

Arbeit für Erwerbsunfähige 0

Aus- und Weiterbildung für Arbeitslose

Aus- und Weiterbildung für Beschäftigte

Maßnahmen für Arbeitslose und 
benachteiligte Jugendliche

Aus- und Weiterbildung für Jugendliche

Beru�iche Rehabilitierung

Arbeitsmarktdienstleistungen

44

18

18

6
15

1

Arbeit für Erwerbsunfähige 0

Aus- und Weiterbildung für Arbeitslose

Aus- und Weiterbildung für Beschäftigte

Maßnahmen für Arbeitslose und 
benachteiligte Jugendliche

Aus- und Weiterbildung für Jugendliche

Beru�iche Rehabilitierung

Arbeitsmarktdienstleistungen

44

18

18

6
15

1



12 3  Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit

Abbildung 8: Zusammenhang zwischen dem Anteil der AMP-Ausgaben am BIP (%) und der Anzahl der angewandten Instrumente der 
Jungend beschäftigungsförderung.

Abbildung 9: Zusammenhang zwischen der relativen änderung der Jugendarbeitslosigkeit zu Beginn der Krise und der Anzahl der verwende-
ten Instrumente der Jungendbeschäftigungsförderung.
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Die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit werden im Folgenden 
nach dem Schema von Werner (1978)13 geclustert. 
Es enthält folgende Kategorien: 14  
1. Beschäftigungsorientierte Maßnahmen
 1.1. Zuschüsse an private Unternehmen
 1.2 Schaffung von Arbeitsplätzen im öffentlichen 
  Sektor 
 1.3 Durchführung von Gemeinschaftsaufgaben auf  
  lokaler Ebene
 1.4 Festlegung von Beschäftigungsquoten 
 1.5 Mobilitätszuschüsse
 1.6 Verbesserung der Information und Beratung,  
  Vermittlung
 1.7 Gründungsförderung
2. Ausbildungsorientierte Maßnahmen
 2.1 Zuschüsse für betriebliche Bildung
 2.2 Schaffung von Ausbildungsplätzen im  
  öffentlichen Dienst
 2.3 Schulungsprogramme während Arbeitslosig- 
  keitsperioden
 2.4 Erweiterung des beruflichen Ausbildungs- 
  systems15

 2.5 Stärkere Berufsorientierung in der 
  allgemeinen Ausbildung 
3. Maßnahmen zur Verringerung des Arbeitsvolumens
 3.1 Verkürzung der Arbeitszeit
 3.2 Verlängerung der Schulpflicht
 3.3 Herabsetzung des Rentenalters
 3.4 Arbeitsplatzteilung / job-sharing
4. Zugang zu Dienstleistungen (Wartezeiten, Zielgruppen- 
 erweiterung, Aufstockung)
5. Qualität der Beschäftigung
6. Aktivierungsmaßnahmen im Rahmen der passiven  
 Arbeitsmarktpolitik

13 Das Schema von Werner (1978) ist m.E. eine der wenigen 
ausführlichen Schemen, die erlauben die unterschiedlichen 
länderspezifischen Maßnahmen der aktiven AMP mit dem Fokus 
auf Jugend zu kategorisieren. Die Ergänzungen ergeben sich aus 
der inhaltsanalytischen Vorgehensweise der Studie. Für häufige 
Erwähnungen in den analysierten Berichten wurden theoriege-
leitet neue Kategorien eingeführt: Die Kategorien 4 und 6 haben 
einen starken Bezug zu passiven Maßnahmen der AMP, das 
Schema von Werner dagegen kategorisiert ausschließlich aktive 
Maßnahmen der AMP. Die Kategorien 1.7 und 5 spiegeln eher 
aktuelleren Entwicklungen in der AMP in den Industrieländern 
seit 1978 wieder.

14 Eigene Ergänzungen sind kursiv hervorgehoben. Vgl. Abbildung 
10 für Informationen über die Verwendungshäufigkeit der jewei-
ligen Instrumente.

15 Mit dieser Kategorie werden Ergänzungen des bestehenden 
beruflichen Ausbildungssystems erfasst. In den Ländern mit 
einer schulisch orientierten beruflichen Ausbildung können es 
Maßnahmen zur Erhöhung der Beschäftigungsrelevanz von 
Ausbildung sein wie die Erweiterung des praktischen Unterrichts-
teiles und die Einführung von Arbeitserfahrungsaufenthalten 
in Betrieben. Es können auch Programme sein, die Jugendlichen 
ohne Schulabschluss eine berufliche Ausbildung ermöglichen. 
Im dualen Ausbildungssystem können beispielsweise im Falle 
von knappen Ausbildungsstellen in der Wirtschaft Ausbildungs-
perioden in den überbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen 
zusammengefasst oder Übergangsbildungsgänge für stellenlose 
Schulabgänger eingeführt werden. 

Das ursprüngliche Schema von Werner (1978) wurde um 
vier weitere Arten arbeitspolitischer Maßnahmen ergänzt: 
In die beschäftigungsorientierten Maßnahmen wird 
(unter 1.7) die Gründungförderung aufgenommen. Hinzu 
kommen Maßnahmen, die den Zugang zu den Dienstleis-
tungen der öffentlichen Arbeitsverwaltungen verändern 
(Punkt 4). Ein weiterer Aspekt betrifft die Qualität der Be-
schäftigung (Punkt 5), wobei mit dieser Kategorie haupt-
sächlich die Thematik der befristeten versus unbefristeten 
Arbeitsverträge für Jugendliche erfasst wird. Aktivierungs-
maßnahmen im Rahmen der passiven Arbeitsmarktpolitik 
sind unter Punkt 6 zusammengefasst. 

Hinsichtlich der Wahl, der Kombination und der 
Ausgestaltung der Programme durch einzelne EU-Mit-
gliedsstaaten lassen sich sowohl Unterschiede als auch 
Gemeinsamkeiten feststellen. Bereits bei der Definition 
der Zielgruppe jugendspezifischer Maßnahmen finden 
sich von Land zu Land große Unterschiede. In der Regel 
umfasst die Zielgruppe arbeitsmarktpolitischer Maß-
nahmen junge Menschen ab einem Alter von 18 Jahren 
und nicht selten bis hinauf in das Alter von 35 Jahren. 
Vereinzelt werden Maßnahmen in der Zielgruppe von 
unter 18-Jähringen ergriffen. Länder wie Schweden oder 
Spanien haben die Altersgrenzen für jugendspezifische 
Maßnahmen im Laufe der Krisenzeiten erhöht, in Spanien 
beispielsweise in 2010 von 21 auf 25 Jahre und nochmals 
in 2011 von 25 auf 30 Jahre. Innerhalb der Zielgruppe der 
Jugendlichen werden die arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen in einigen Ländern auf bestimmte Untergruppen 
fokussiert. Dazu gehören Maßnahmen für Niedrigquali-
fizierte wie in Frankreich oder Maßnahmen für Berufs-
anfänger wie in Großbritannien, Litauen, Luxemburg 
oder Schweden. Die meisten Instrumente richten sich an 
Jugendliche, die bereits arbeitslos sind. Diese Jugendlichen 
müssen je nach Land unterschiedliche Voraussetzungen 
bezüglich der Arbeitslosendauer erfüllen, um in „Genuss“ 
staatlicher Fördermaßnahmen zu kommen. Die erforder-
liche Arbeitslosendauer reicht von drei Monaten in der 
Slowakei über 6 Monate in Irland bis zu 12 Monaten in 
Großbritannien. Einige Länder wie die Slowakei haben 
diese Wartezeiten im Laufe der Krise reduziert. 

Die vorhandenen Daten lassen nur Mutmaßungen 
hinsichtlich der Frage zu, ob die Maßnahmen neu einge-
führt wurden oder ob bestehende Maßnahmen lediglich 
ausgeweitet wurden. Ebenso bleibt vorerst unklar, ob die 
Maßnahmen permanent oder temporär für die Zeiten 
der Krise etabliert wurden und mit welchem finanziellen 
 Volumen die jeweiligen Maßnahmen umgesetzt wurden. 
Die Datenbank „Inventory of Policy Responses to the 
Financial and Economic Crisis“ von ILO und Weltbank 
enthält Angaben zu 14 der 27 Mitgliedstaaten der EU.  

3  Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit
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Acht dieser Länder16 haben nach diesen Angaben im 
Zeitraum bis 2010 jugendspezifische Maßnahmen der Be-
schäftigungsförderung durchgeführt. Von 32 Maßnahmen 
gibt es zu 19 die nötigen Informationen, um sie klassifizie-
ren zu können. Die Hälfte dieser Maßnahmen (10) ist neu  
und temporär, ein Fünftel (4) ist neu und permanent. 

Die anderen 5 Maßnahmen waren bereits vor der 
Krise etabliert, wurden aber in Folge der Krise temporär (3) 
bzw. permanent (2) erweitert. 

Die am häufigsten ergriffene Maßnahme in den Mit-
gliedstaaten der EU sind Zuschüsse an private Unterneh-
men mit dem Ziel, eine Anstellung von Jugendlichen zu 
bewirken. Die Maßnahme wurde in 19 Ländern beobach-
tet. Sie wurde selten isoliert, sondern meist (15 Länder) in 
Verbindung mit der Förderung der betrieblichen Bildung 
und in allen 19 Ländern in Kombination mit Schulungs-
programmen während Arbeitslosigkeitsperioden für 
Jugendliche durchgeführt. Die Ausgestaltung der Bezu-
schussung privater Unternehmen mit dem Ziel Arbeits-
plätze für Jugendliche zu schaffen unterscheidet sich von 
Land zu Land. In Irland, Portugal und Spanien werden mit 
diesem Instrument auch unbefristete Beschäftigungsver-
hältnisse von Jugendlichen gefördert, etwa die Umwand-
lung befristeter Verträge in unbefristete Verträge. Einige 
Länder zahlen pauschale Beträge pro Person an diejenigen 
Unternehmen, die Jugendliche einstellen. Andere Länder 
variieren diese Beträge je nach Zielgruppe (z.B. höhere Zu-

16 Bulgarien*, Tschechische Republik, Estland, Frankreich*, 
Deutschland, Ungarn, Irland*, Italien, Lettland*, Niederlande*, 
Polen*, Rumänien, Schweden*, Großbritannien* (Stern kenn-
zeichnet Länder mit jugendspezifischen Maßnahmen). 

schüsse bei Einstellung niedrigqualifizierter Jugendlicher) 
und Dauer des Beschäftigungsverhältnisses. Oft werden 
diese Zuschüsse für ein halbes Jahr gewährt; sie können 
in einzelnen Ländern für bestimmte Untergruppen auch 
für mehr als ein Jahr gewährt werden. Im letztgenannten 
Fall sind die Zuschüsse gestaffelt und werden mit fort-
schreitender Zeit niedriger. Manche Länder fördern die 
Beschäftigung Jugendlicher, indem sie die Lohnneben-
kosten privater Unternehmen reduzieren. Meist geschieht 
dies, indem die Beiträge in die Soziale Sicherung redu-
ziert werden. Schweden hat 2012 die Mehrwertsteuer für 
Gastgewerbe reduziert mit der Begründung, die Nachfrage 
nach jungen Mitarbeitern dort zu steigern. Oft werden Zu-
schüsse an zusätzliche Bedingungen geknüpft wie z.B. die 
Einhaltung von Mindestlöhnen, eine Mindestlaufzeit der 
neuen Arbeitsverträge oder ein Verbot des gleichzeitigen 
Abbaus vorhandener Arbeitsplätze bei der Neuanstellung 
der Jugendlichen. Manche Länder zahlen die Zuschüsse 
nicht an die Unternehmen direkt, sondern an die Arbeits-
losen in Form von Stipendien (z.B. in Lettland erhalten 
Jugendliche Zuschüsse für ihre freiwillige Beschäftigung 
im Non-Profit-Bereich) oder Gutscheine, die nicht nur 
als Beschäftigungszuschuss, sondern auch für Trainings-
maßnahmen eingesetzt werden konnten (wie in Finnland 
oder Polen). Einige Länder haben sektorale Schwerpunkte 
für die Bezuschussung der Beschäftigung gesetzt wie 
der Non-Profit-Bereich, der Umweltsektor und/oder der 
soziale Sektor. 
Eine weitere, häufig eingesetzte Gruppe arbeitsmarktpo-
litischer Instrumente sind die ausbildungsorientierten 
Maßnahmen. Sie umfassen die Förderung des Privat-

Abbildung 10: Verwendungshäufigkeit der Instrumente für Jugendbeschäftigungsförderung in den EU-Mitgliedstaaten (2008-2012)
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sektors mit dem Ziel, Ausbildungsplätze in Betrieben 
zu schaffen, sowie verschiedene Schulungsprogramme 
während der Arbeitslosigkeit. Die Erweiterung des be-
ruflichen Ausbildungssystems beinhaltet hauptsächlich 
Maßnahmen, die den Absolventen Berufserfahrungen 
in Form von Praktika vermitteln, und Maßnahmen, die 
Schulabbrechern erlauben, ihre Ausbildung zu beenden 
(„second chance programmes“).
Die Bezuschussung von Ausbildungsplätzen erfolgt in 
ähnlicher Weise wie die Subventionierung von Beschäf-
tigungsverhältnissen im privaten Sektor. Frankreich setzt 
dabei nicht nur auf positive Anreize in Form von Zuschüs-
sen oder reduzierten Lohnnebenkosten, sondern auch auf 
Strafen. 2011 implementierte das Land ein Bonus-Malus-
System für Unternehmen mit über 250 Beschäftigten. Die 
Unternehmen zahlen einen reduzierten Beitragssatz für 
die Soziale Sicherung, wenn sie junge Menschen für ein 
Teilzeittraining anstellen. Damit können sie die vorge-
schriebene Ausbildungsquote pro Betrieb von 4% um 
1%-Punkt verringern. Wird die Ausbildungsquote von 4% 
der Beschäftigten von einem Unternehmen nicht erfüllt, 
müssen sie auf die Lohnsumme aller im Unternehmen 
beschäftigten Arbeitnehmer Abgaben in Höhe von 0,2% 
zahlen. Die Ausbildungsquote wurde im Jahr 2012 auf 5% 
weiter gesteigert. 

Eine stärkere Berufsorientierung in der allgemeinen 
Ausbildung verfolgte z.B. Österreich, indem es für Schüler 
der 7. und 8. Klasse Pflichtmaßnahmen der Berufsorien-
tierung einführte. Lettland führte 2011 mit einem Budget 
von 1 Mio. Euro Workshops durch, in denen 15- bis 
24-Jährige ohne einen formalen Bildungsabschluss und 
ohne Berufserfahrung drei Berufe ihrer Wahl im Laufe von 
drei Wochen kennenlernen konnten. Die Teilnehmerzahl 
war auf 1700 Jugendliche begrenzt. Die Maßnahme wurde 
bzw. wird in den Jahren 2012 bis 2014 wiederholt. In Belgi-
en wurden Jugendliche, deren Eltern ein eigenes Unter-
nehmen führen, in Informationsveranstaltungen auf die 
Übernahme des Familienbetriebes vorbereitet. Großbri-
tannien startete 2012 die Initiative „Inspiring the Future“. 
Im Rahmen dieser Initiative werden Unternehmer und 
Vertreter verschiedener Berufe dazu gewonnen, in den 
Schulen Karrierewege, Bildungs- und Trainingsmöglich-
keiten in ihrem Berufssektor aufzuzeigen (EEO, Juli 2012).
Nicht selten gingen diese Maßnahmen mit Dienstleis-
tungen auf dem Arbeitsmarkt einher. Dazu zählt ein 
verbessertes Informationsangebot für Jugendliche und 
Unternehmen, eine Intensivierung der Beratungstätigkeit 

und verbesserte Maßnahmen der Arbeitsmarktvermitt-
lung. Um die höhere Anzahl an Arbeitslosen betreuen 
zu können, wurden virtuelle Informationsplattformen 
geschaffen. Einige Länder stockten die Zahl der Betreuer 
in öffentlichen Arbeitsverwaltungen auf und erhöhten 
ihre finanzielle Ausstattung. Dadurch konnte die Anzahl 
der zu betreuenden Personen pro Betreuer verringert 
werden und eine intensivere Betreuung der arbeitslosen 
Jugendlichen z.B. in der Form eines gezielten Coachings 
eingeführt werden. 
Acht von 27 Ländern ergriffen Maßnahmen zur Förderung 
der selbständigen Tätigkeit und der Unternehmensgrün-
dung durch Jugendliche. Arbeiten Schulabgänger in Belgi-
en als Selbständige, wird ihnen diese Arbeitszeit auf die
Sperrfrist für den Zugang zum Arbeitslosengeld in Höhe
von 9 bis 12 Monaten angerechnet (EEO, July 2008, 26). In 
der Region Toskana (Italien) gab es eine neue Kreditlinie 
zur Finanzierung von Jungunternehmern (EEO, April 
2008, 20). Finnland erweiterte die Finanzierung bereits 
bestehender Programme zur Förderung von Unterneh-
mensgründungen und der Erziehung zum unterneh-
merischen Denken (EEO, März 2010, 24). Umfangreiche 
Programme in diesem Bereich wurden und werden in 
Griechenland und Portugal („Impulso Jovem“) durchge-
führt. Sie umfassen vielfältige Maßnahmen wie technische 
Beratung und Begleitung von der ersten Businessidee bis 
zur eigentlichen Unternehmensgründung, Finanzierung 
der Gründung, Mentoring gegründeter Unternehmen und 
Netzwerkbildung (EEO, Oktober 2012, 13, 15). Bei diesen 
Maßnahmen wurden vergleichsweise selten sektorale 
Prioritäten definiert. Griechenland förderte beispielsweise 
Start-Ups mit hohem Innovationspotenzial und Start-Ups 
im Umweltsektor.

Auch die Qualität der Jugendbeschäftigung, vor allem 
die Problematik befristeter Verträge, wurde in manchen 
Maßnahmen angesprochen. Die Umwandlung von befriste-
ten in unbefristete Verträge wurde in Spanien, Portugal und 
Irland gefördert. Dafür wurden in Portugal beispielsweise 
die Beiträge zur Sozialen Sicherung für 36 Monate erlassen, 
so lange die unbefristete Beschäftigung der Jugendlichen 
im betreffenden Unternehmen nicht durch einen Arbeits-
platzabbau an anderer Stelle kompensiert wurde.

Zurückhaltend waren die EU-Mitgliedstaaten, wenn 
es um direkte Schaffung von Arbeits- und Ausbildungs-
plätzen für Jugendliche im öffentlichen Sektor ging. Auch 
öffentliche Beschäftigungsprogramme („public works“, 
hier als Kategorie 1.3 erfasst) wurden kaum eingesetzt; 
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weder für die Zielgruppe Jugendliche noch für Erwachse-
ne (van der Ende et al. 2012, 216 f.). 

Die beschriebenen Maßnahmen wurden in einigen 
Ländern nicht separat durchgeführt, sondern in Form von 
so genannten integrierten Programmen („comprehen-
sive programmes“) wie beispielsweise von Jugendgaran-
tien zusammengefasst. Je nachdem, wo der Fokus dieser 
Garantien lag, handelte es sich um Ausbildungs- oder 
um Beschäftigungsgarantien, die sich unterschiedlicher 
arbeitsmarktpolitischer Instrumente bedienen. 

3.3 Jugendspezifische Maßnahmen auf 
EU-Ebene

Die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik lag bis 
1997 im alleinigen Zuständigkeitsbereich der einzelnen 
Mitgliedstaaten der EU. Erst 1997 wurde die Europäische 
Beschäftigungsstrategie ins Leben gerufen, die fortan für 
die Mitgliedstaaten der EU galt. Die Europäische Beschäf-
tigungsstrategie wurde mit einer so genannten „Offenen 
Methode der Koordinierung“ verknüpft. Im Rahmen 
dieser Methode entstehen Beschäftigungspolitische 
Leitlinien, die zwar rechtlich für die Mitgliedstaaten nicht 
bindend sind, jedoch in der nationalen Beschäftigungs-
politik Berücksichtigung finden müssen. Die Europäi-
sche Kommission kann gezielte Empfehlungen an die 
Mitgliedstaaten formulieren; es gibt aber keine Sankti-
onsmechanismen, wenn Mitgliedstaaten ihre nationale 
Beschäftigungspolitik nicht im Sinne der gemeinsamen 
Europäischen Beschäftigungspolitik ausrichten (Schmid 
und Kull 2004, 4 ff.). Als Folge der Methode der offenen 
Koordinierung gibt es bis dato nur eine geringfügige 
Konvergenz der nationalen Beschäftigungspolitiken. 
Die vorgegebenen Ziele werden mit eigenen nationalen 
Beschäftigungspolitiken erreicht; die Nachahmung der 
Inhalte, Instrumente und Programme anderer Mitglieds-
staaten der EU ist eher unüblich (Casey und Gold 2004, 
16 f.). Die vorangehende Analyse der jugendspezifischen 
Maßnahmen der EU-Mitgliedsstaaten unterstützt diese 
Aussage, indem sie deutlich macht, dass die EU-Mitglieds-
staaten mit einer Vielfalt unterschiedlicher Maßnahmen 
auf die Krise in den Jahren 2008 bis 2012 reagierten. Sie 
nutzten zwar ähnliche Instrumente, gestalteten diese aber 
auf vielfältige Weise aus und kombinierten sie in unter-
schiedlicher Art miteinander. 

Zum Zeitpunkt des Krisenbeginns waren in der EU die 
Leitlinien für den Zeitraum von 2008 bis 2010 in Kraft 
(Europäischer Rat 2008). Die beschäftigungspolitischen 
Leitlinien 2008-2010 enthielten drei Schwerpunkte, die 
acht Leitlinien zusammenfassen: Es wurden Beschäfti-
gungsziele für Frauen und ältere Arbeitnehmer formuliert, 
nicht aber für jugendliche Arbeitnehmer. Bezüge zur 
Jugendbeschäftigung finden sich in der Leitlinie 18. Darin 
wurde eine bessere Abstimmung der beschäftigungspoli-
tischen Maßnahmen auf die verschiedenen Lebensphasen 
der Arbeitnehmer gefordert. So sollten die Bemühungen 
verstärkt werden, jungen Menschen Wege in die Be-
schäftigung zu öffnen. Die Kommission empfahl dabei, 
bis 2010 jedem jungen Schulabgänger eine Arbeitsstelle, 
eine Lehrstelle, eine Weiterbildung oder eine andere die 
Beschäftigungsfähigkeit fördernde Maßnahme innerhalb 
von vier Monaten anzubieten. Die Leitlinien 23 und 24 
hoben die Bedeutung der Bildung und Mobilität innerhalb 
des Bildungssystems hervor. So sollten Jugendliche mit 
den erforderlichen Schlüsselkompetenzen ausgestattet 
werden; der Anteil der frühen Schulabgänger sollte unter 
10% reduziert werden. Bis 2010 sollten mindestens 85% 
der 22-Jährigen eine Sekundärausbildung abgeschlossen 
haben. 

Den beschäftigungspolitischen Leitlinien 2008-2010 
folgte die neue „Strategie Europa 2020“, die wirtschafts-
politische und beschäftigungspolitische Schwerpunkte 
miteinander verbindet. Drei der insgesamt neun beschäf-
tigungspolitischen Leitlinien beziehen sich explizit auf die 
Belange der Jugendlichen:

 Leitlinie 7 „Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frau-
en und Männern, Abbau der strukturellen Arbeitslosig-
keit und Förderung der Arbeitsplatzqualität“ empfiehlt 
den Mitgliedstaaten die Arbeitsmarkteingliederung von 
jungen Menschen aktiv zu fördern.

 Leitlinie 8 „Heranbildung von Arbeitskräften, deren 
Qualifikationen den Anforderungen des Arbeitsmarkts 
entsprechen, und Förderung des lebenslangen Lernens“ 
legt den Mitgliedstaaten Programme nahe, die den jun-
gen Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine 
Ausbildung absolvieren, zu einer ersten Anstellung, zu 
ersten Berufserfahrungen und zu Weiterbildungsmög-
lichkeiten verhelfen. 

 Leitlinie 9 „Steigerung der Qualität und Leistungsfä-
higkeit des allgemeinen und beruflichen Bildungswe-
sens auf allen Ebenen und Verbesserung des Zugangs 
zur Hochschulbildung oder zu einer gleichwertigen 
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Bildung“ legt die Schwerpunkte unter anderem auf 
Maßnahmen zur Verringerung von Schulabbrüchen, 
zur Verbesserung der Lernmobilität und zur Erhöhung 
der Partizipation der Jugendlichen in der Hochschul-
bildung und beruflichen Bildung. 

Neben der allgemeinen Beschäftigungspolitik existie-
ren in der EU spezifische, auf Jugendliche ausgerichtete 
Programme zur Beschäftigungsförderung. „Jugend in 
Bewegung“ ist ein Maßnahmenbündel, das Arbeitsmarkt-
mobilität und Unternehmertum junger Menschen fördert 
(Europäische Kommission o. J. a). Die Initiative „Chancen 
für junge Menschen“ unterstützt junge Schulabbrecher 
und Hochschulabsolventen mit Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds, wenn sie ihre Bildungslaufbahn fortsetzen 
oder erste Berufserfahrungen sammeln wollen (Europäi-
sche Kommission o. J. b).

Trotz wiederholter Empfehlungen der Europäischen 
Kommission, eine flächendeckende Jugendgarantie in 
den Mitgliedstaaten einzuführen, war die Verpflichtung 
einem jeden jungen Menschen binnen vier Monaten nach 
Verlust einer Arbeit oder dem Verlassen der Schule eine 
hochwertige Arbeitsstelle bzw. weiterführende Ausbildung 
oder ein hochwertiger Praktikums- bzw. Ausbildungsplatz 
anzubieten lediglich in Österreich, Schweden, Finnland, 
Niederlande, Großbritannien und Luxemburg zu finden. 
Daher erneuerte die Europäische Kommission im Dezem-
ber 2012 im Rahmen des allgemeinen Beschäftigungspa-
ketes ihre Empfehlung, die Jugendgarantie bis zum Ende 
des Programmplanungszeitraums einzuführen. An die 
Empfehlung wurde die Zusage zusätzlicher Mittel aus dem 
Europäischen Sozialfonds geknüpft (Europäischer Rat 
2012). Mittlerweile hat die Europäische Kommission den 
Finanzierungsrahmen für Jugendgarantien konkretisiert: 
Im Zeitraum 2014-20 werden Mittel in Höhe von 6 Mrd. 
Euro zur Verfügung stehen. Davon werden 3 Mrd. Euro 
aus einer eigens für die Beschäftigung junger Menschen 
geschaffenen Haushaltslinie stammen und um mindes-
tens weitere 3 Mrd. Euro aus dem Europäischen Sozial-
fonds ergänzt. Diese Mittel sollen vor allem Jugendlichen 
mit NEET-Status zugutekommen, die in Regionen leben, 
in denen die Jugendarbeitslosigkeit im Jahr 2012 über 25 % 
lag (Europäische Kommission 2013).

Ob diese energische Vorgehensweise der Europäi-
schen Kommission tatsächlich zu einer flächendeckenden 
Einführung der Jugendgarantien beiträgt, bleibt abzu-
warten. Immerhin hat der Europäische Sozialfonds – auf 

EU-Ebene das eigentliche Instrument zur Förderung einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik in den EU-Mitgliedstaaten 
– bisher nicht in jedem Land eine große Rolle gespielt. 
10% aller Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik in 
den 27 Mitgliedstaaten wurden aus dem Europäischen 
Sozialfonds getätigt. In den Neuen Mitgliedstaaten ist der 
Fonds fast doppelt so stark vertreten wie im europäischen 
Durchschnitt. Aber auch Portugal profitierte überdurch-
schnittlich durch die Finanzierungsbeteiligung des Euro-
päischen Sozialfonds in Höhe von etwa 30% (van der Ende 
et al. 2012, 93 f.). 
Der entscheidende Vorteil der Jugendgarantien besteht in 
ihrer expliziten Fokussierung auf Jugendliche im Rahmen 
der arbeitsmarktpolitischen Interventionen. Sie verhin-
dern die negativen Folgen der Langzeitarbeitslosigkeit von 
Jugendlichen. Die Erfahrungen zeigen darüber hinaus, 
dass Jugendgarantien effektiv sind für Jugendliche, die 
über eine hinreichend große Arbeitsmotivation verfügen. 
Dagegen sind sie weniger effektiv für demotivierte bzw. 
resignierte Jugendliche. Jugendgarantien werden teilwei-
se kritisiert, da sie nur kurzfristige Lösungen anbieten 
können. Probleme, die z.B. durch eine mangelnde oder 
arbeitsmarktferne Ausbildung Jugendlicher verursacht 
werden, können durch Jugendgarantien nicht gelöst 
werden. Nach ersten Einschätzungen scheint der Erfolg 
von Jugendgarantien von der Situation auf dem Arbeits-
markt, von der Verfügbarkeit von Studiums- und Ausbil-
dungsplätzen sowie von den Kapazitäten der öffentlichen 
Arbeitsverwaltungen abzuhängen (European Foundation 
2012, 3 f.). Damit erfordert eine flächendeckende Einfüh-
rung der Jugendgarantien vielfältige Reformen, z.B. in 
der Bildung und auf dem Arbeitsmarkt. Auf eine weitere 
Gefahr für das berufliche Ausbildungssystem verweist 
OECD nach der Prüfung der Erfahrung mit der Ausbil-
dungsgarantie in Österreich. Dort besteht die Gefahr, 
dass die im Rahmen der Ausbildungsgarantie eingeführte 
überbetriebliche Ausbildung die bestehende betriebliche 
Ausbildung verdrängen könnte. Durch das überbetrieb-
liche Ausbildungssystem werden Ausbildungskosten der  
Unternehmen und somit auch ihre Anreize selbst aus-
zubilden reduziert (Hoeckel 2010, 35). Zudem schätzt die 
Internationale Arbeitsorganisation die Kosten von Jugend-
garantien auf 21,09 Milliarden Euro für die Eurozone 
(ILO 2012, 48), wodurch ihre Einführung angesichts der 
krisenbedingt geschwächten Staatsfinanzen sowie einem 
vorherrschenden politischen Druck zur Haushaltskonsoli-
dierung zu einer Herausforderung werden könnte. 
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FINNLAND UND SCHWEDEN: JUGENDGARANTIEN20

Jugendgarantien sind keine neue arbeitsmarktpolitische Maßnahme. In Schweden sind sie bereits 
seit 1984 bekannt. Finnland führte eine Jugendgarantie 1996 ein. Die ursprünglichen Maßnahmen 
wurden im Laufe der Jahre modifiziert. Die reformierte Jugendgarantie kam in Schweden 2007 in 
Kraft, in Finnland wurde sie 2005 eingeführt und in 2010 und 2013 verändert. Die Jugendgarantien 
von Finnland und Schweden werden in Tabelle 1 einander gegenübergestellt. Jugendgarantien 
zielen darauf ab, die Zeit der Jugendlichen in Arbeitslosigkeit und Inaktivität zu reduzieren. Eine 
wichtige Rolle spielt dabei die öffentliche Arbeitsverwaltung. Sie führt für jeden Jugendlichen eine 
erste individuelle Bedarfseinschätzung durch und erstellt anschließend einen individuellen Beschäf-
tigungsplan, im Rahmen dessen Jugendlichen entweder eine Arbeitsstelle oder Bildungsmaßnah-
men angeboten werden. 

Tabelle 1: Jugendgarantien in Finnland und in Schweden im Vergleich 

Finnland Schweden

Zielgruppe: 
Arbeitslose Jugendliche jünger als 25 Jahre (ab 2013 auch 
Jugendlichen unter 30)

Zielgruppe: 
Arbeitslose Jugendliche zwischen 16 und 24 Jahren, die an 
der öffentlichen Arbeitsverwaltung registriert sind.

Ziel: 
Verringerung der Zeit junger Menschen als NEET durch 
Verbesserung ihrer Chancen, eine Arbeitsstelle oder eine 
Ausbildungsstelle zu finden.

Ziele: 
Arbeitsvermittlung, um jungen Menschen schnell zu 
helfen, ihre Chancen auf eine Beschäftigung oder Ausbil-
dung zu verbessern.

Aktivitäten: 
Arbeitsverwaltung ist verpflichtet, innerhalb von drei 
Monaten nach der Registrierung junger Menschen als 
arbeitssuchend
1) einen individuellen Entwicklungsplan für sie anzufertigen,
2) eine Bedarfseinschätzung der für eine Beschäftigung 

notwendigen Maßnahmen durchführen 
3) eine Arbeitsstelle, einen Ausbildungsplatz (Studium 

oder Berufsausbildung) oder andere Aktivierungs-
maßnahme wie Training, Coaching, Beratung, sub-
ventionierte Beschäftigung, Gründungsfinanzierung 
anzubieten.

Aktivitäten: 
Arbeitsvermittlung ist verpflichtet, nach Registrierung jun-
ger Menschen in der Arbeitsverwaltung als arbeitssuchend 
1) innerhalb der nächsten drei Monate eine ausführliche 

Bedarfsbestimmung, Begleitung und Beratung sowie 
eine Arbeitssuche mit Coaching durchzuführen

2) nach drei Monaten Praktikakurse, Praktika, kurze Train-
ingsmaßnahmen, Gründungsfinanzierung und/oder eine 
berufliche Rehabilitation anzubieten.

Die Teilnahme ist auf 15 Monate begrenzt (Hansen 2011, 
39 und Arbetsförmdlingen.se 2013).

Quelle: European Foundation 2012, 2. 

Vor der Krise galt die Jugendgarantie als Erfolg. Jugendliche wurden schneller in Arbeit vermit-
telt als Ältere, die in den Arbeitsverwaltungen registriert waren. In der Krise hat sich die Situation 
geändert. Die Anzahl der Teilnehmer an Maßnahmen der Jugendgarantie hat sich von 2008 bis 2012 
verfünffacht und stellte die Leistungsfähigkeit der Jugendgarantie in Frage. In Finnland schien diese 
Maßnahme zu einer beschleunigten Aufstellung von personalisierten Entwicklungsplänen und zur 
Reduzierung der Jugendarbeitslosigkeit beigetragen zu haben. Auch in diesem Land hat sich die 
Erfolgsquote der Jugendgarantie seit der Krise verschlechtert. Die Verpflichtung, innerhalb von 3 
Monaten arbeitslosen Jugendlichen eine Alternative anzubieten, konnte nicht eingehalten werden. 
Ein einzelner Sachbearbeiter in den Arbeitsverwaltungen war für bis zu 700 Arbeitslose zuständig. 
Die Situation in Schweden war besonders schwierig, da in diesem Land Trainingsmaßnahmen seit 
den 90er Jahren kontinuierlich und massiv abgebaut wurden, so dass diese Alternative nur in einem 
sehr geringen Maß angeboten werden konnte21 (European Foundation 2012; Hansen, 2011, 16). 

17 Nach European Foundation 2012, falls keine andere Quelle angegeben.

18 Die Jugendgarantie in Österreich setzte dagegen explizit auf Ausbildungsmaßnahmen. Hier gab es die Verpflichtung der Regierung allen 
Jugendlichen, die es nicht geschafft haben, eine Ausbildungsstelle in einem Unternehmen zu finden, eine überbetriebliche Ausbildungsstel-
le außerhalb des Betriebes, in einer speziellen Bildungseinrichtung anzubieten.
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4 Bewertung  
 der Krisenmaßnahmen
In diesem Kapitel werden jugendspezifische Maßnahmen 
der Arbeitsmarktpolitik in den EU-Mitgliedstaaten aus 
den Jahren 2008 bis 2012 hinsichtlich ihrer Innovation 
und Wirkungen auf die Zielgruppe Jugendlicher bewertet.

4.1 Innovationswert der Maßnahmen im 
Zeitraum 2008 bis 2012 

Um den Innovationswert der Maßnahmen bewerten zu 
können, muss vorab Innovation an sich definiert werden. 
„Innovation bezeichnet eine erkennbare neue Qualität 
und markiert einen deutlichen Unterschied zu bisherigen 
Lösungen und Praktiken“ (Fichter 2011, 12). Geringe Ver-
änderungen und kontinuierliche Verbesserungen können 
in der Regel nicht zu Innovationen gezählt werden, da 
sie meist keine „erkennbare neue Qualität“ herbeiführen. 
Bei Innovationen spricht man also von Neuerungen mit 
einem „sprunghaften“ Charakter (ebenda, 16). „Innovati-
onen“ treten auf verschiedenen Betrachtungsebenen auf: 
Man spricht von Weltneuheiten, Landesneuheiten oder 
Branchenneuheiten (ebenda, 19 f.). 

Unsere Analyse der Maßnahmen im Kapitel 3 konnte 
keine radikal neuen Lösungen für das Problem der euro-
päischen Jugendarbeitslosigkeit im Sinne einer Weltneu-
heit feststellen. Die EU-Mitgliedstaaten bedienten sich der 
tradierten Instrumente der Arbeitsmarktpolitik, stockten 
sie auf, intensivierten sie oder kombinierten sie neu. 
Eine Übersicht über allgemeine arbeitsmarktpolitische 
Innovationen im Sinne von Landesneuheiten veröffent-
lichte das Europäische Beschäftigungsobservatorium im 
Frühjahr 2009. Zwei dieser im Bericht als explizit innovativ 
bezeichneten Maßnahmen hatten einen ausdrücklichen 
Jugendbezug (Portugal und Finnland), eine weitere explizit 
als innovativ bezeichnete Maßnahme (in Frankreich) 
umfasste Jugendliche und andere benachteiligte Bevölke-
rungsgruppen. 

In Portugal lag der Fokus der Maßnahmen auf 
Jugendlichen mit einem Hochschulabschluss, die nicht 
älter als 35 Jahre sind. Sie durchlaufen oft eine theoreti-
sche Ausbildung ohne praktische Kenntnisse und können 
daher nicht die Anforderungen potenzieller Arbeitgeber 
erfüllen. Traineeprogramme sind in der Regel zu teuer und 
werden nur von einzelnen Großunternehmen angeboten. 
Im Zuge einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme wur-
den daher die Geldmittel aufgestockt, um den Hochschul-
absolventen Praktika von maximal 12 Monaten Länge zu 
ermöglichen. Die Teilnehmer des Programms erhalten 

ein Stipendium der öffentlichen Arbeitsverwaltung. Die 
ersten Evaluationen zeigen, dass diese Maßnahme die 
Beschäftigungsfähigkeit der Teilnehmer erhöht. „The key 
innovation of the youth placements and the employment-
training placements are the provision of opportunities for 
work-based experience […]“ (European Commission 2009, 
hier 100, ansonsten 97-101).

Im Gegensatz zu Portugal setzte Finnland auf eine 
dem Eintritt in die Arbeitswelt vorgelagerte Maßnahme, 
nämlich auf eine stärkere Orientierung der Ausbildung 
an den Anforderungen des Arbeitsmarktes. Zudem sollte 
der Arbeitsmarkteintritt junger Menschen beschleunigt 
werden, indem Ausbildungszeiten um ein Jahr (bis 2012) 
verkürzt wurden. Die Verkürzung der Ausbildungszeiten 
sollte durch eine kompetenzbasierte Qualifizierung und 
durch den Ausbau des Lernens am Arbeitsplatz in der 
beruflichen Grundausbildung kompensiert werden. Auch 
wurde die Anzahl der verfügbaren Lehrstellen erhöht. 
Diese Reformen wurden bereits vor der Krise angefangen 
und sind langfristig angelegt. Sie gehen einher mit einer 
Neugestaltung der Finanzierung der Ausbildungseinrich-
tungen, welche vor allem darauf abzielt, die Finanzierung 
stärker von der Performanz einer Ausbildungseinrichtung 
abhängig zu machen. Als Indikatoren werden die Beschäf-
tigung der Absolventen im Anschluss an die Ausbildung, 
die Abbrecherquote und die Anzahl der Absolventen, die 
ihre Ausbildung fortsetzen, genutzt (European Commissi-
on 2009, 114-117).

In Frankreich wurde im April 2009 ein Fonds (Fonds 
d’Investissement Social, Fiso) gegründet, der kurzfristige 
und vorläufige Krisenmaßnahmen mit Trainingsmaßnah-
men koordinieren sollte. Er wurde für zwei Jahre geplant, 
aber nicht länger als für die Dauer der Krise. Zu seinen 
Aufgaben gehören die Bündelung der Geldmittel, die 
von der Regierung und den Sozialpartnern bereitgestellt 
wurden, und die Finanzierung verschiedener arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen, die negative Krisenef-
fekte auf Beschäftigung mindern sollten. Die Zielgruppe 
der Maßnahmen sind am Arbeitsmarkt benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen, u.a. auch Jugendliche. Durch den 
Fonds Fiso wurden keine innovativen, sondern etablier-
te arbeitsmarktpolitische Maßnahmen finanziert. Dazu 
gehörten die Berufsausbildung Teilzeitbeschäftigter, Trai-
ningsprogramme für Arbeitslose und Niedrigqualifizierte, 
beschäftigungspolitische Maßnahmen und Berufsausbil-
dung Jugendlicher. Diese Maßnahmen hatten ihren Fokus 
auf die am stärksten betroffenen Arbeitsbranchen und auf 
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die am stärksten betroffenen Regionen. Darüber hinaus 
ist der Fiso ein Beratungsgremium, in dem verschiedene 
Sozialpartner Maßnahmen gemeinsam beschließen und 
die Finanzierung bereitstellen. „On the whole, the Fiso 
represents a great innovation in terms of the design and 
implementation of labour market policies in France. It is 
the first time that a policy instrument combines pooled 
financing; collective governance with social partners; a 
bottom-up approach; pre-defined and strict eligibility 
criteria for financing; and, above all, key indicators for 
constant monitoring by the steering committee“ (Euro-
pean Commission 2009, 49 ff.).
Darüber hinaus schätzt die ILO Karrieremessen als inno-
vativ ein, die im Zuge der Krise an Bedeutung gewonnen 
haben. Diese Karrieremessen wurden entweder traditio-
nell oder auch virtuell unter Beteiligung der öffentlichen 
Arbeitsverwaltungen durchgeführt. Die Unterstützung 
durch die öffentlichen Arbeitsverwaltungen umfasste u. a. 
Kostenbeteiligungen, die Bereitstellung von Informatio-
nen oder die Werbung bei Arbeitslosen und Arbeitgebern 
(ILO 2010, 40).19

Mummert (2012, 21) geht davon aus, dass Entscheidungs- 
und Durchführungsverzögerungen, zu denen es bei 
staatlichen Interventionen in der Regel kommt, deut-
lich gegen eine Einführung neuer beschäftigungs- und 
arbeitsmarktpolitischer Ansätze vor allem am Anfang der 
Krise sprachen. Es bot sich an, vorzugsweise auf das bereits 
vorhandene arbeitsmarktpolitische Instrumentarium 
zurückzugreifen, einzelne Maßnahmen zu intensivieren 
oder auszuweiten. Auch van der Ende et al. 2012 kamen in 
ihrem Review der Arbeitsmarktpolitiken der EU-Mitglied-
staaten (auch Hansen und Avila 2012, i.V. mit Trainings-
maßnahmen) zu einer ähnlichen Schlussfolgerung: Nach 
2008 schienen keine strukturellen Reformen unternom-
men worden zu sein. Es wurden vielmehr die strukturellen 
Reformen fortgesetzt, die bereits vor der Krise in die Wege 
geleitet worden waren und nach der Krise in Kraft blieben. 
Die ILO geht zusätzlich davon aus, dass es effektiver 
und effizienter ist, in Zeiten der Krise auf vorhandenen 
Programme aufzubauen, sie finanziell aufzustocken und 
die Zugangskriterien für die betroffenen Zielgruppen zu 
lockern, anstatt neue Programme zu entwerfen (ILO 2012, 
42).

19 In OECD 2010 d ist eine Aufstellung weiterer (z. T. innovativer) 
Maßnahmen mit der Zielgruppe Jugend zu finden, die in OECD-
Ländern ab 2008 geplant oder durchgeführt worden sind. 

4.2 Effektivität der Maßnahmen

4.2.1  Programme mit Fokus auf Jugend

Bis dato gibt es kaum veröffentlichte Evaluierungen 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen mit der Zielgruppe 
Jugend, die nach 2008 in den EU-Mitgliedstaaten durch-
geführt worden sind und den spezifischen „Krisencha-
rakter“ der Maßnahmen abbilden können. Es ist bekannt, 
dass einige Studien geplant (Hansen und Avila 2012, 26 
für Trainingsmaßnahmen), jedoch für die Öffentlichkeit 
aufgrund der üblichen Verzögerungen bei ex post Evalu-
ierungen noch nicht verfügbar sind. Bei der Einschätzung 
der Effektivität muss in dieser Studie auf Untersuchun-
gen zurückgegriffen werden, die Maßnahmen vor 2008 
zum Gegenstand haben. Dabei müssen folgende Aspekte 
berücksichtigt werden: 

 Als Erfolgsindikatoren werden in der Evaluierungslite-
ratur üblicherweise zwei Gruppen von Indikatoren ver-
wendet. Zu der ersten Gruppe gehören Quantifizierun-
gen der Einkommens- und Beschäftigungseffekte, die 
sich auf einzelne Teilnehmer nach der Beendigung der 
evaluierten Programme beziehen. Diese Effekte werden 
mit Ergebnissen für die Kontrollgruppe verglichen. Die 
zweite Gruppe von Indikatoren misst aggregierte (Be-
schäftigungs-) Effekte für die Volkswirtschaft. Dazu ge-
hören u. a. Netto-Effekte der Programme (geschaffene 
abzüglich der verlorenen Arbeitsplätze) und eventuelle 
Wohlfahrtverluste (Martin und Grubb 2001, 10).20

 Zur Bewertung der Programme können nicht nur Be-
schäftigungs- und Einkommenseffekte, sondern auch 
andere Kriterien herangezogen werden. So argumen-
tiert die OECD, dass eine Beschäftigungssubventionie-
rung Jugendlicher trotz möglicher Wohlfahrtsverluste

20 Wohlfahrtsverluste können u. a. in Form von Mitnahme-, 
Substitutions- und Verdrängungseffekten entstehen. Ein Mit-
nahmeeffekt liegt dann vor, wenn ein Unternehmen die gleiche 
Person gefördert einstellt, die es auch ohne staatliche Förderung 
eingestellt hätte. Substitutionseffekte entstehen, wenn geförderte 
Beschäftigte die Beschäftigten ohne Förderung innerhalb eines 
Unternehmens verdrängen. Entstehen infolge der Förderung 
einzelner Unternehmen den anderen Unternehmen ohne 
Förderung Wettbewerbsnachteile und stellen sie dann weniger 
nichtgeförderte Personen ein, so kann man von Verdrängungs-
effekten der Förderung sprechen. Darüber hinaus können auch 
Einbindungseffekte (Lock-in-Effekte) entstehen, wenn Teilnehmer 
einer Förderung die Suchintensität nach einem neuen Arbeits-
platz reduzieren und die Wahrscheinlichkeit, eine nichtgeförderte 
Tätigkeit für sie zu finden, niedriger ist als bei nichtgeförderte 
Personen (Heyer et al. 2011, 7, 9).

4  Bewertung der Krisenmaßnahmen
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 in Form von Mitnahme- und Substitutionseffekten21 
dennoch wichtig sei. Jugendliche hielten dadurch 
Kontakt zur Arbeitswelt, ihre Motivation werde 
gestärkt und ihre angewandten Kenntnisse erweitert 
(OECD 2010 b, 167). Andere positive Effekte einer 
arbeitsmarktpolitischen Förderung Jugendlicher sind 
die Erleichterung des Übergangs von der Schule zur 
Arbeit, die Verbesserung der Qualifikation der Jugend-
lichen und die Überbrückung von Wartezeiten (wenn 
beispielsweise jugendspezifische Programme einmal im 
Jahr beginnen) ohne das Risiko der sozialen Exklusion 
und Marginalisierung (Dietrich 2012, 33). Diese Effekte 
werden in wissenschaftlichen Studien kaum berück-
sichtigt, weil sie nur schwer quantifizierbar sind. 

 Die Evaluationsliteratur zu arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen hat eine wichtige Limitierung: Sie gibt 
zwar einen Überblick darüber, welche Programme 
für wen funktionieren. Sie kann aber nicht erklären, 
warum bestimmte Programme für Jugendliche funkti-
onieren, andere hingegen nicht. Sie macht auch keine 
Aussagen darüber, welche Umstände notwendig wären, 
damit einzelne arbeitsmarktpolitische Programme 
erfolgreich sind (Martin und Grubb 2001, 12).

 Die Ergebnisse der Evaluationsstudien, die sich auf 
Maßnahmen mit der Zielgruppe Erwachsene beziehen, 
lassen sich aufgrund der spezifischen Eigenschaften 
junger Arbeitnehmer nur schlecht auf Jugendprogram-
me übertragen (Caliendo, Künn und Schmidl 2011, 2).

 Nach O´Higgins haben die unterschiedlichen Aus-
wirkungen der Krise auf die Jugendarbeitslosigkeit in 
einzelnen Ländern ihre Ursache in den institutionellen 
Gegebenheiten dieser Länder sowie in einer Vielzahl 
spezifischer Faktoren, die miteinander interagieren. Da-
her muss die Konzeption der Programme unbedingt an 
regionale und lokale Gegebenheiten angepasst werden 
(O´Higgins 2010, 39).

21 Grundsätzlich lässt sich die Existenz von z.B. Mitnahme- und 
Substitutionseffekten theoretisch gut begründen. Ihre Quantifi-
zierung stößt dagegen an methodische Schwierigkeiten. So stellen 
Heyer, Koch, Stephen und Wolf (2011, 19 f.) fest, dass nur wenig 
zu den möglichen Mitnahme- und Substitutionseffekten der 
Eingliederungszuschüsse in Deutschland bekannt ist. Allerdings 
gibt es Hinweise auf Mitnahmeeffekte. So antworteten in einer 
Umfrage Unternehmen in 40 bis 60% der Fälle, dass sie die mit 
einem Eingliederungszuschuss geförderte Person auch ohne 
Zuschuss eingestellt hätten. Ältere Studien für Australien, Irland 
und Niederlande schätzen diese beiden Effekte auf 70 bis 90% der 
neu geschaffenen Stellen (Calmfors 1994, 18). 

Versucht man die Ergebnisse unterschiedlicher Studien 
über Maßnahmen im Bereich Jugendarbeitslosigkeit 
zusammenzufassen, so lässt sich kein eindeutiges Muster 
ihrer Wirkungen feststellen. Zu dieser Schlussfolgerung 
gelangen Kluve et al. in einer Zusammenfassung von 77 
mikroökonomischen Evaluationen aus den EU-Ländern 
(Kluve et al. 2006, 77). So gibt es einige Hinweise, dass
sich Lohnsubventionen positiv auf die Beschäftigung
junger Arbeitslosen auswirkten, vor allem wenn es sich 
um Jugendliche mit besseren Voraussetzungen für eine 
Arbeitsaufnahme handelt. Andere Studien hätten diese 
Ergebnisse aber nicht bestätigt. Die Evaluationen der 
Kurzzeittrainings zeigten teils positive Wirkungen in Form 
einer höheren Beschäftigungswahrscheinlichkeit der Ziel-
gruppe, es gäbe jedoch auch Studien, die negative Effekte 
von Trainings aufzeigten. Eines der wenigen Programme, 
die durchweg positiv bewertet würden, sei das das Pro-
gramm „New Deal“ aus Großbritannien. Diese positiven 
Ergebnisse würden aber in einem ähnlich konzipierten 
Programm in Portugal nicht gefunden. 

Ein Muster in den Auswirkungen der Programme, 
sofern überhaupt eines feststellbar ist, lässt sich mit Hilfe 
von so genannten Meta-Studien finden. Die Ergebnisse der 
aktuellsten Meta-Studien (Kluve et al. 2006, Card, Kluve 
und Weber 2010, Kluve 2010) fallen eher pessimistisch aus: 
Sie vergleichen Wirkungen der jugendspezifischen Pro-
gramme der aktiven Arbeitsmarktpolitik mit Wirkungen 
der altersunspezifischen arbeitsmarktpolitischen Pro-
grammen in europäischen Ländern und stellen fest, dass 
Jugendprogramme eine signifikant geringere Wahrschein-
lichkeit positiver Wirkungen und/oder eine signifikant 
höhere Wahrscheinlichkeit negativer Wirkungen auf die 
Zielgruppe Jugendliche haben als Programme mit einer 
altersunspezifischen Zielgruppe. Es kann dabei aber nicht 
eingeschätzt werden, welche Effekte die untersuchten al-
tersunspezifischen Arbeitsmarkprogramme auf die Jugend 
in der betreffenden Zielgruppe erreichen. Vom bisherigen 
Forschungsstand gesehen gilt dieses Ergebnis nur für die 
Industrieländer und nicht für die Entwicklungsländer 
(vgl. z.B. Betcherman et al. 2007, 65). Bisher gibt es jedoch 
dafür keine zufriedenstellende und empirisch abgesi-
cherte Erklärung. Card, Kluve und Weber 2010 vermuten, 
dass dieser Effekt nicht durch das Alter der Teilnehmer 
per se bedingt ist, sondern durch die Auswahl arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen in jugendspezifischen 
Programmen. Positive Wirkungen sind von arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen wie der Arbeitsplatzvermittlung 
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zu erwarten, die die Arbeitslosen unmittelbar bei der 
Arbeitssuche unterstützt. Weniger effektiv sind dagegen 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im öffentlichen Sektor. 
Trainingsmaßnahmen können erst mittelfristig ihre 
positiven Wirkungen auf die Zielgruppe entfalten. In der 
Meta-Studie von Kluve (2010, 914) scheinen Zuschüsse 
an private Unternehmen einen leicht positiven Effekt 
auf die Beschäftigung von Jugendlichen zu haben22; 
andere Maßnahmen sind für die Jugendbeschäftigung 
ohne signifikante Bedeutung. Betcherman et al. (2007, 
65) stellen die Hypothese auf, dass die unterschiedliche 
Wirksamkeit der Jugendprogramme in den Industrie- und 
Entwicklungsländern mit einer systematischen Differenz 
zwischen institutionellen Gegebenheiten und Politiken in 
diesen beiden Ländergruppen erklärt werden kann. Eine 
erste schwache Unterstützung dieser Hypothese liefert 
die Meta-Studie von Kluve (2010, 914). Sie kommt zum 
Ergebnis, dass arbeitsmarktpolitische Programme mit 
der Zielgruppe Jugendliche in solchen Ländern weniger 
effektiv sind, die restriktiver die Zeitarbeit regulieren 
und dadurch vermutlich den Zugang Jugendlicher zum 
Arbeitsmarkt erschweren. 

Es gibt aber durchaus einige wenige Beispiele für 
funktionierende Jugendprogramme. Ein Beispiel für ein 
effektives Programm ist das bereits erwähnte britische 
„New Deal“. Es ist ein Programm, das mehrere Maßnah-
men u. a. für Jugendliche kombiniert. Es startet mit der 
Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche. Dann folgen 
weitere Maßnahmen wie Trainings und subventionierte 
Beschäftigung, die mit der Zeit zunehmend intensiviert 
werden. Bei Nichteinhaltung der Vereinbarungen zwi-
schen den Jugendlichen und ihren Beratern kommt es zu 
Sanktionen für die Jugendlichen. Nach Ehlert, Kluve und 
Schaffner liegt der Erfolg von „New Deal“ erstens an einer 
günstigen Kombination unterschiedlicher Maßnahmen 
und zweitens an einer individuellen Anpassung dieser 
Maßnahmen an die Bedürfnisse der Arbeitslosen auf 
Basis einer gründlichen Bedarfsanalyse (Ehlert, Kluve und 
Schaffner 2012, 2).

22 Wichtig ist jedoch, dass die Zuschüsse die “Grenzkosten der 
Beschäftigung von Jugendlichen“ decken, sonst verhalten sich die 
Betreibe irrational.

Die Evaluation einer jugendspezifischen Maßnahme in 
Deutschland untermauerte die Voraussetzungen für er-
folgreiche jugendspezifische Programme, wie sie bei „New 
Deal“ gefunden wurden. Zwischen 2007 und 2009 wurde 
in Deutschland ein innovatives Pilot-Projekt implemen-
tiert.23 Die Zielgruppe waren benachteiligte Jugendliche 
ohne Sekundärausbildung, ohne Berufsbildung und/oder 
ohne Berufserfahrung. Das Projekt kombinierte 1) indivi-
duelles Coaching, 2) Präsenztraining und 3) Berufserfah-
rung über eine private Zeitarbeitsfirma, wobei zunächst 
ebenfalls eine ausführliche Bedarfsanalyse erfolgte. Ehlert, 
Kluve und Schaffner 2012 konnten nachweisen, dass die-
ses Programm die Beschäftigungsfähigkeit der Teilnehmer 
erhöhte, sofern sie alle vorgesehenen Schritte des Pro-
gramms abgeschlossen hatten. 

23 Das Programm kann als innovativ bezeichnet werden, weil es 
als eine Public-Private-Partnership mit der Beteiligung einer 
Zeitarbeitsfirma durchgeführt wurde. 

4  Bewertung der Krisenmaßnahmen
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THE FLExIBLE NEW DEAL

Das Programm „New Deal“ existiert seit 1998 und wurde im Zuge der Krise erweitert und reformiert. Es 

besteht aus folgenden Phasen: In Phase 1 wird ein Vertrag zwischen dem Arbeitssuchenden und seinem 

persönlichen Betreuer abgeschlossen, in dem die Stärken, aber auch die Schwächen und Bedarfe des 

Arbeitssuchenden identifiziert werden. Es folgen drei Monate finanzieller Unterstützung und eigenstän-

diger Arbeitssuche. In Phase 2 werden die Ansprüche an die gesuchte Beschäftigung gelockert. Es steht 

nicht mehr die gewünschte Tätigkeit im Vordergrund, sondern viel mehr das Einkommen, die Arbeits-

zeiten und das Verhältnis von Arbeitszeit zu Anreisezeit zur Arbeitsstelle. Nach weiteren drei Monaten 

beginnt die Phase des „Gateway stage“. In dieser dritten Phase wird zusammen mit dem persönlichen 

Berater des Arbeitssuchenden der ursprüngliche Vertrag überarbeitet. Danach wird ein neuer Plan zur 

Rückführung in die Arbeit erstellt, in dem die dazu benötigten Schritte festgehalten werden. Der Ar-

beitssuchende verpflichtet sich, diese Schritte zu erfüllen. Die Nichteinhaltung der Vereinbarungen zieht 

Sanktionen nach sich. In dieser Phase sind auch Trainingsmaßnahmen möglich. Wenn die Arbeitssuche 

nach 12 Monaten erfolglos bleibt, werden Arbeitslose an spezielle Institutionen überwiesen, die sich auf 

„Return-to-Work“-Dienstleistungen spezialisiert haben. Diese können sowohl öffentlich als auch privat 

sein und werden ergebnisorientiert finanziert. Die Institutionen sind frei in der Entscheidung, welche 

Maßnahmen sie ergreifen; sie werden allein an ihren Ergebnissen gemessen. Bei der letzten Reform 

dieses Instruments wurden Bemühungen unternommen, nachhaltigere Ergebnisse herbeizuführen (z.B. 

Beschäftigung von mind. 13 Monaten). Wenn auch dieser Schritt nach einer vordefinierten Zeit erfolgslos 

bleibt, erhält jeder Arbeitslose eine beschäftigungsorientierte Maßnahme für 4 Wochen und somit eine 

Gelegenheit, seine Arbeitskenntnisse aufzufrischen.

Innerhalb des gesamten Prozesses steigen nicht nur das Betreuungsangebot, sondern auch die Verpflich-

tungen der Arbeitssuchenden, das Beste aus diesem Angebot zu machen. Jugendliche, die 18 Jahre alt 

sind und keine Vorgeschichte als NEET haben, können mit ihrem persönlichen Berater freiwillig vereinba-

ren, vorzeitig auf die Stufe „Gateway stage“ überführt zu werden. Für 18-Jährige mit einer NEET-Vorge-

schichte ist der vorzeitige Eintritt in die Phase „Gateway stage“ verpflichtend. 

Das Vorgängerprogramm „New Deal“ wurde mehrfach evaluiert, vor allem mit positiven Ergebnissen für 

die Phase „Gateway stage“. Die Studien fanden für die Teilnehmer an der Maßnahme höhere Wahrschein-

lichkeiten für die Vermittlung in eine neue Arbeitsstelle. Jugendliche profitierten von einer langfristigen 

Betreuung bei der Arbeitssuche und durch die Vermittlung in subventionierte Beschäftigung im privaten 

Sektor. Besonders positiv evaluiert wurde die enge Betreuung der Arbeitssuchenden durch einen persön-

lichen Berater. Diese positiven Effekte waren jedoch von kurzfristiger Natur (OECD 2010 c, 168 ff.).

Abbildung 11: Schematische Darstellung des Programms „New Deal“

Quelle: http://www.publications.parliament.uk/pa/cm200809/cmselect/cmworpen/59/5905.htm
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4.2.2 Wirkungsunterschiede je nach konjunktureller 
Entwicklung 

Die meisten Evaluationsstudien beziehen sich auf eine 
Arbeitsmarktlage ohne Krisenzustand. Ihre Übertrag-
barkeit auf Zeiten der Krise ist nur begrenzt möglich. 
Tentativ lassen sich Argumente finden, warum bestimmte 
Maßnahmen, die außerhalb der Krise ineffektiv sind, in 
der Krise durchgeführt werden sollten. Umgekehrt gibt 
es Maßnahmen, die in krisenfreien Zeiten effektiv, als 
Krisenmaßnahmen aber nicht geeignet sind.

Eine Arbeitsplatzvermittlung wird von den Evalua-
tionsstudien, die vor 2008 entstanden sind, als kostenef-
fektiv bezeichnet. Während der Krise könnte Arbeitsplatz-
vermittlung laut van der Ende et al. (2012) aber ungeeignet 
sein, da sich die Anzahl der freien Arbeitsplätze in der 
Rezession verringert und die Erfolgsquote der Arbeits-
platzvermittlung sinkt. Nur die Besten können vermittelt 
werden (van der Ende et al. 2012, 208). Dennoch bleibt die 
Arbeitsplatzvermittlung eine vergleichsweise kostenarme 
Maßnahme, die auch während der Krise fortgesetzt wer-
den sollte (ebenda, 221 f.).

Trainingsprogramme gelten als teuer, ihre Evalu-
ierung fällt gemischt aus. Es wurden niedrige oder gar 
negative Erfolgsquoten für die Teilnehmer an Trainings-
maßnahmen festgestellt, wenn die geschätzten positiven 
Effekte für Einkommen und Beschäftigung mit den 
Kosten verglichen wurden, die notwendig waren, um 
diese Ergebnisse zu erreichen (Martin und Grubb 2001, 
15). O´Higgins verweist sogar auf einen allgemeinen 
Konsens, dass Trainings während der Rezession weniger 
effektiv sind als in der Phase der Expansion, weil dann die 
Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes für die Trainings-
teilnehmer geringer ist. Daher sollte in der Krise der 
Fokus eher auf Maßnahmen liegen, die auf eine schnelle 
Beschäftigungsschaffung abzielen wie Beschäftigungssub-
ventionen (O´Higgins 2010, 29). Van der Ende et al. führen 
dagegen an, dass Trainings während einer Wirtschaftskrise 
notwendig seien, vor allem dann, wenn Stellen abgebaut 
werden und Betroffene umgeschult werden müssen. 
Dabei ist es wichtig, dass die vermittelten Kenntnisse den 
Anforderungen für die Zeit nach der Krise entsprechen. 
Arbeitsmarktinformationssysteme können dabei einen 
wichtigen Beitrag leisten (van der Ende et al. 2012, 221). 
Auch Scarpetta et al. unterstützen die Durchführung von 
Trainingsmaßnahmen während der Krise trotz Bedenken 
seitens der Evaluationsforschung, weil die Opportunitäts-

kosten der Ausbildungsverlängerung in Zeiten der Krise 
geringer seien als zur Zeiten des Aufschwunges (Scarpetta 
et al. 2010, 27).

Eine weit verbreitete arbeitsmarktpolitische Maß-
nahme im Zeitraum von 2008 bis 2012 war die Subven-
tionierung der Beschäftigung im Privatsektor. Diese 
Maßnahmen fangen unmittelbar drohende Beschäfti-
gungsverluste kurzfristig auf. Nennenswerte positive 
Netto-Beschäftigungseffekte dieser Maßnahmen sind 
jedoch zu bezweifeln, da es für Unternehmen in Zeiten 
der Krise nicht sinnvoll ist, zusätzliche Beschäftigte, wenn 
auch bei niedrigeren Lohnkosten, einzustellen. Werden 
Subventionierungsmaßnahmen jedoch auf benachtei-
ligte Zielgruppen ausgerichtet, so können sie positive 
Wirkungen für diese Personengruppe zeigen, indem sie 
deren Nachteile bei knapper werdenden freien Arbeits-
stellen reduzieren. Studien zeigen, dass die Kombination 
von Subventionen mit Training und Berufsberatung die 
langfristigen Perspektiven der benachteiligten Gruppen 
verbessern (World Bank 2012, 268 f.). Während positive 
Netto-Beschäftigungseffekte während der Krise ausblei-
ben, erlauben die Subventionen den Unternehmen jedoch, 
bei einsetzender wirtschaftlicher Erholung die Anstellung 
von Beschäftigten vorzuziehen, also zu einem früheren 
Zeitpunkt einzustellen, um die geringeren Lohnkosten 
zu nutzen. Somit ist der Einsatz von Lohnsubventionen 
weniger während der Rezession, sondern vielmehr zum 
Beginn der Konjunkturerholung zu empfehlen. In der Kri-
se sollten die Lohnsubventionen nicht für Neuanstellun-
gen, sondern zum Erhalt der vorhandenen Beschäftigung 
genutzt werden (ILO 2012, 75 und van der Ende et al. 2012, 
222; siehe Tabelle 2 für Zusammenfassung). 

Grundsätzlich belastet subventionierte Beschäfti-
gung zusätzlich die durch die Krise strapazierten Staats-
haushalte und sozialen Sicherungssysteme. Nach den 
Berechnungen der Weltbank wäre eine Reduzierung der 
Versichertenbeiträge in Höhe von 4 Prozentpunkten 
notwendig, um einen Abbau der Beschäftigung um 2 
Prozentpunkte zu verhindern (World Bank 2009, 3). Groß-
britannien berechnete die Kosten einer Lohnsubvention 
für Jugendliche in Höhe von 8046 Euro pro Person. Als 
Konsequenz dieser hohen Kosten wurde die Maßnahme 
„Future Job Fund“, aus dem die Beschäftigungssubventio-
nen für 6 Monate bezahlt wurden, nach etwa einem Jahr 
abgesetzt (EEO, Juni 2010).

4  Bewertung der Krisenmaßnahmen
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Tabelle 2: Beschäftigungssubventionen im Laufe des Konjunkturzyklus 

Maßnahmen Phase des Wirtschaftszyklus Zielgruppen

Arbeitsplatzerhalt Rezession Industrien mit ausgebildeten Kräften

Einstellungssubventionen Aufschwung Ungelernte und Niedriglohnarbeiter

Gezielte Subventionen Wachstum Benachteiligte niedrig qualifizierte 
Kräfte

Quelle: ILO 2012, 77.

4  Bewertung der Krisenmaßnahmen

Für die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im öffentli-
chen Sektor gelten ähnliche Schlussfolgerungen wie für 
die subventionierte Beschäftigung. Auch sie belasten 
Staatshaushalte und könnten Wohlfahrtsverluste in Form 
von Mitnahme- und Lock-in-Effekten verursachen. Die 
Untersuchung von Rodriguez-Planas und Benus (2010) 
zeigt für Rumänien, dass auf einer Seite die Kosten von Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen im öffentlichen Sektor um 
das mehr als Zehnfache die Kosten von Training überstei-
gen, aber auf der anderen Seite ihre Vermittlungsquoten 
nur ein Drittel der Vermittlungsquoten in Anschluss an 
Trainingsmaßnahmen aufweisen. Einige Studien belegen 

darüber hinaus, dass es nach der Krise nur wenige Pro-
grammteilnehmer schaffen, in reguläre Beschäftigung zu 
wechseln. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sind aber als 
Krisenmaßnahme in Betracht zu ziehen, wenn sie zur Be-
kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit eingesetzt werden. 
Darüber hinaus kann man Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men im öffentlichen Sektor gegen illegale Beschäftigung 
einsetzen. In diesem Fall sollten Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen zu einem Mindestlohn solchen Arbeitslosen 
angeboten werden, die im Verdacht stehen, illegal zu 
arbeiten (van der Ende et al. 2012, 33 f., 223).
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5 Schlussfolgerungen und  
 Empfehlungen
5.1 Allgemeine Schlussfolgerungen
Im Zuge der Wirtschaftskrise in Europa rückte ab 2008 
ein bereits seit vielen Jahren bestehendes und ebenso 
lange ungelöstes Problem mit weitreichenden negativen 
Folgen für die gesamte Gesellschaft wieder verstärkt in die 
öffentliche Wahrnehmung – das Problem der Jugendar-
beitslosigkeit. Während der relative Anstieg der Jugend-
arbeitslosigkeit in Deutschland, Finnland, Österreich, 
Schweden und Niederlande mit unter 5% im Vergleich 
zum Anfang 2008 eher moderat ausfiel, wuchs die Jugend-
arbeitslosigkeit in Griechenland und Spanien um etwa 
35%. Noch stärker als die Länderunterschiede sind bei der 
Jugendarbeitslosigkeit in Europa jedoch die regionalen 
Diskrepanzen.

Fast alle Mitgliedstaaten der EU (vergleiche Fußnote 
16) haben in den letzten Jahren arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen mit der Zielgruppe Jugend durchgeführt, 
wobei diese Maßnahmen selten neu entwickelt wurden, 
sondern in der Regel aus Verlängerungen und Aufsto-
ckungen von Programmen und Maßnahmen bestanden, 
die bereits vor der Krise beschlossen worden waren. Die 
am häufigsten ergriffene Maßnahme in den Mitgliedstaa-
ten der EU waren Zuschüsse an private Unternehmen 
mit dem Ziel, entweder eine Einstellung von Jugendli-
chen zu bewirken oder ihnen einen Ausbildungsplatz zu 
verschaffen. Beide Maßnahmen wurden oft miteinander 
kombiniert. Am häufigsten wurden die Zuschüsse für die 
Arbeitsplatzschaffung um Trainingsmaßnahmen während 
der Arbeitslosigkeit und/oder um Maßnahmen zur Ver-
mittlung praktischer Kenntnisse in Form von Praktika, etc. 
ergänzt. Auch Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wie die 
Verbesserung der Information der Jugendlichen, intensi-
vere Berufsberatung und Arbeitsplatzvermittlung fanden 
Anwendung. Dafür wurden öffentliche Arbeitsverwaltun-
gen mit zusätzlichen personellen und finanziellen Mitteln 
ausgestattet. Bei dieser Analyse fällt dagegen auf, dass Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen im öffentlichen Sektor ver-
gleichsweise selten angewendet wurden. Angesichts der 
hohen Kosten dieser Programme und durch den „Lock- 
in“-Effekt (vgl. Fußnote 20) geringen Wahrscheinlichkeit 
der Teilnehmer anschließend in eine reguläre Beschäfti-
gung im öffentlichen oder privaten Sektor zu wechseln, 
ist die geringe Nutzung als positiv zu bewerten. In einigen 
Ländern wurden jugendspezifische arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen nicht separat voneinander durchgeführt, 

sondern zu integrierten Programmen für Jugendliche 
kombiniert, wie beispielsweise den Jugendgarantien oder 
dem Programm „New Deal“ in Großbritannien. 

Bei der Analyse des Innovationswertes der getrof-
fenen Maßnahmen konnte auf der EU-Ebene keine hohe 
Innovationskraft der infolge der Krise durchgeführten 
jugendspezifischen Maßnahmen festgestellt werden, 
was nicht gegen einen möglichen Innovationsgehalt der 
Maßnahmen auf Länderebene spricht. Insgesamt kann die 
Vorgehensweise der Länder, auf die bereits vorhandenen 
Programme aus den Zeiten vor der Krise zurückzugreifen, 
als weitgehend effizient gewertet werden. 

Die Wirkungen der einzelnen Maßnahmen können 
nicht genau bestimmt werden, da noch kaum Evaluatio-
nen veröffentlicht wurden. Für eine Einschätzung müssen 
daher Studien herangezogen werden, die jugendspezi-
fische Maßnahmen aus den Jahren vor 2008 evaluieren. 
Die jüngsten Meta-Studien fallen pessimistisch aus: 
Jugendspezifische Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-
politik haben eine geringere Wahrscheinlichkeit, positive 
Wirkungen und/oder höhere Wahrscheinlichkeit nega-
tive Wirkungen auf ihre Zielgruppe zu entfalten als die 
gleichen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ohne einen 
jugendspezifischen Fokus. Martin und Grubb (2001, 19) zo-
gen als Ergebnis ihrer Studie das ernüchternde Fazit, dass 
es nur wenige evidenzbasierte Hinweise in der Literatur 
gebe, wie man gegen die Jugendarbeitslosigkeit vorgehen 
könnte. 

Jugendliche scheinen also eine schwierige Zielgrup-
pe für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zu sein. Kluve 
et al. stellen sogar die These auf, dass aktive Arbeitsmarkt-
politik kein geeignetes Instrument für die Zielgruppe 
Jugend sein könnte (Kluve et al. 2006, 190). Einerseits führt 
die hohe Langzeitjugendarbeitslosigkeit zu stark negativen 
Folgen für die späteren Erwerbsbiographien der Betroffe-
nen und damit zu negativen wirtschaftlichen und sozialen 
Konsequenzen für die gesamte Gesellschaft. Andererseits 
wächst der Zweifel an der Wirksamkeit arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen für Jugendliche. Ein Ausweg könnte die 
stärkere Fokussierung auf präventive Maßnahmen anstelle 
von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sein. Arbeits-
marktpolitische Maßnahmen stellen lediglich ein „Repa-
raturgeschäft“ dar, weil sie Probleme ex post behandeln. 
Bei der Jugend können dagegen präventive Maßnahmen 
wirkungsvoller sein (Ridell und Song 2012, 22).
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In der Konsequenz bedeutet dies, dass bei der Jugend 
interveniert werden sollte, bevor sie arbeitslos oder inaktiv 
(NEET-Status) werden. Die Verringerung der Schulabbre-
cherquote gehört zu den Zielsetzungen der Europäischen 
Beschäftigungsstrategie. Seit 2012 setzt Österreich diese 
Zielsetzung mit einem Frühwarnsystem um. Das System 
beruht auf der Kooperation zwischen Schulen und den so 
genannten „Youth-coaching“-Agenturen. Diese kontaktie-
ren nach Hinweisen der Schulen Jugendliche, bei welchen 
ein erhöhtes Risiko eines Schulabbruchs vermutet wird, 
sowie jugendliche NEETs mit dem Ziel, Beratung und Hilfe 
anzubieten (EEO, Oktober 2011). Dänemark versucht, mit 
einem verpflichtenden Bildungsplan und einer Datenbank 
Jugendliche auf dem Weg der Ausbildung und weiter in 
die Arbeitswelt zu begleiten und bei einem bestehenden 
Risiko frühzeitig zu intervenieren (siehe Beitrag zu 
Jugendberatungszentren in Dänemark im Anhang). 
Das generelle Ziel dieser präventiven Maßnahmen 
ist es, dass junge Menschen das Bildungssystem ohne 
arbeitsmarktrelevante Kenntnisse nicht verlassen dürfen 
(OECD 2012 d).

Sind Jugendliche bereits arbeitslos, so können Pro-
gramme helfen, die folgende Charakteristika aufweisen 
(OECD 2012 d, 128 f.): 

 Die Programme kombinieren mehrere Maßnahmen 
miteinander. Die Kombination muss auf Basis der 
individuellen Bedarfsanalysen erfolgen und auf die 
festgestellten Bedarfe abgestimmt sein.

 Die Programme differenzieren innerhalb der Zielgrup-
pe Jugendliche und sind auf besonders stark gefährdete 
Jugendliche fokussiert. So muss bei jüngeren Jugend-
lichen ein Schulabbruch verhindert werden. Ältere 
Jugendliche müssen dagegen bei ihrem Eintritt in die 
Arbeitswelt begleitet werden. 

 Die Programme erlauben eine frühe Intervention und 
ein individuelles Profiling der Betroffenen. Sie sind 
darauf ausgerichtet, die Länge der NEET-Phase und die 
Langzeitarbeitslosigkeit von Jugendlichen zu verrin-
gern. 

5.2 Empfehlungen für die deutsche 
 Entwicklungszusammenarbeit

Für die deutsche Entwicklungszusammenarbeit bedeutet 
diese Studie zunächst eine Bestätigung ihrer Bestrebun-
gen, in den Partnerländern integrierte Beschäftigungspro-
gramme anzubieten, also Programme, die Maßnahmen 
auf der Angebot- und der Nachfrageseite des Arbeits-
marktes mit den Dienstleistungen auf dem Arbeitsmarkt 
kombinieren (GIZ 2010). Sie liefert Hinweise darauf, dass 
eine Kombination von beschäftigungsrelevanten Inter-
ventionen einer Einzelmaßnahme überlegen ist.

Es bestehen in der deutschen EZ bereits langjährige 
Erfahrungen mit vielfältigen Interventionen im Bereich 
der Jugendarbeitslosigkeit. Diese unter bestimmten insti-
tutionellen und länderspezifischen Bedingungen effekti-
ven Maßnahmen („good practice“) gilt es demnach so zu 
kombinieren, so dass sie die Zielgruppe Jugendliche besser 
erreichen und somit ihre Wirkung verstärken können. Die 
Innovation bei einer erfahrungsbasierten Planung und 
der Durchführung neuer Programme besteht also in der 
(innovativen) Kombination der bewährten Instrumente 
und ihrer Anpassung an die institutionellen Gegeben-
heiten und Bedarfe der Zielgruppe Jugend im jeweiligen 
Partnerland. Dabei können und dürfen effektive Maß-
nahmen im Erwachsenenbereich nicht einfach auf die 
Zielgruppe Jugend übertragen werden, da die Maßnahmen 
offensichtlich in der jeweiligen Zielgruppe unterschiedlich 
wirken. Im Kontext der EU haben sich insbesondere in der 
kurzfristigen Perspektive Maßnahmen wie Arbeitsplatz-
vermittlung und Lohnzuschüsse an die privaten Unter-
nehmen bewährt. Trainingsmaßnahmen können sich 
auch positiv auf die Jugendarbeitslosigkeit auswirken. Sie 
wirken jedoch nicht unmittelbar, sondern brauchen mehr 
Zeit, um diese positive Wirkung entfalten zu können. 
Auch wenn aus der europäischen Erfahrung (in Form der 
dort konkret durchgeführten Programme) Zweifel an der 
Effektivität von jugendspezifischen Maßnahmen abge-
leitet werden können, darf die besondere Fokussierung 
von Maßnahmen auf die Zielgruppe Jugendlicher in den 
Partnerländern nicht aufgegeben werden. Jugendliche 
sind auf den Arbeitsmärkten in den Partnerländern der EZ 
stark benachteiligt und bedürfen deshalb einer zielgerich-
teten Förderung. Dies gilt insbesondere auch angesichts 
der negativen Folgen der Jugendarbeitslosigkeit für die 
Gesellschaft, die über die negativen Folgen für das Indivi-
duum hinausgehen. Darüber hinaus gibt es erste Hinweise 

5  Schlussfolgerungen und Empfehlungen
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darauf, dass die pessimistische Einschätzung der Effektivi-
tät arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen mit der Zielgrup-
pe Jugendliche in den Mitgliedländer der EU nicht auf die 
Entwicklungsländer übertragen werden kann.

Aufgrund dieser Untersuchung kann die Hypothese 
formuliert werden, dass arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men generell einen zu engen Fokus haben, um Jugendar-
beitslosigkeit nachhaltig reduzieren zu können. Dies lässt 
sich am Beispiel von Slowenien verdeutlichen. Das Land 
hat zwischen 1993 und 2007 die Relation zwischen der 
Arbeitslosenquote der Jugendlichen und der Arbeitslo-
senquote der Erwachsenen von über 3 auf unter 2 senken 
können, ohne mehr als andere Transformationsländer 
in die Arbeitsmarktpolitik investiert zu haben. Vielmehr 
kann die Reduktion der Jugendarbeitslosigkeit auf das an-
haltende Wirtschaftswachstum zurückgeführt werden, das 
durch einen intensiveren Wettbewerb auf Warenmärkten, 
die Restrukturierung der Exportwirtschaft, eine gute Inf-
rastruktur und hochqualifizierte Arbeitskräfte unterstützt 
wurde (World Bank 2013, 304 f.). Somit müssen Maßnah-
men zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit auch in 
Entwicklungsländern breiter als nur als Interventionen 
auf dem Arbeitsmarkt aufgefasst und in die Beschäfti-
gungsstrategien der Länder eingebunden werden. Darüber 
hinaus ist die auf ein nachhaltiges und beschäftigungsin-
tensives Wirtschaftswachstum ausgerichtete Wirtschafts-
politik von einer hohen Bedeutung. 

Zudem ist festzuhalten, dass die aufgezeigten 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen einen vorwiegend 
korrektiven Charakter besitzen. Die Studie zeigt dagegen, 
dass unter den besonderen Bedingungen von Entwick-
lungsländern EZ-Programme der Jugendbeschäftigungs-
förderung einen stärker präventiven Fokus erfordern. 
Sie sollten bereits im Bildungssystem ansetzen und die 
Jugendlichen erreichen, bevor sie zu einem „Problemfall“ 
auf dem Arbeitsmarkt werden. Dazu gehören beispiels-
weise Programme, die das in manchen Ländern negative 
Image der beruflichen Bildung aufwerten. In den Partner-
ländern, in denen es üblich ist, lange zu studieren, sollten 
Programme am Übergang vom Studium in die Arbeitswelt 
ansetzen und theoretische Kenntnisse mit praktischen 
Arbeitserfahrungen anreichern. Die arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen sind als zweitbeste Lösung zu verste-
hen. Sie sind ergänzend zu den präventiven Maßnahmen 
in solchen Situationen legitim, in denen Jugendliche das 
Bildungssystem ohne arbeitsmarktrelevanten Kenntnisse 
und Erfahrungen verlassen oder in denen sie als schnelle 

Interventionen in Zeiten der Krise angewendet werden. 
Es zeigt sich darüber hinaus, dass Jugendliche eine hetero-
gene Zielgruppe sind. Auf dem Weg von der Schule in die 
Arbeitswelt müssen sie unterschiedliche Schwellen bzw. 
kritische Phasen bewältigen. Maßnahmen sind nur dann 
erfolgreich, wenn sie an die Erfordernisse dieser Übergän-
ge angepasst werden und die individuellen Bedürfnisse 
der Jugendlichen berücksichtigen. Eine stärkere „Indivi-
dualisierung“ (im Sinne von „tailor-made“) ergibt sich als 
eine der wichtigsten Schlussfolgerungen sowohl für die 
EZ-Programme der Jugendbeschäftigungsförderung, als 
auch für die Beratung der öffentlichen Arbeitsverwaltun-
gen in den Partnerländern. 

Europäische Erfahrungen zeigen, dass Programme 
nach der Art des britischen „New Deal“ mit individuellen 
Maßnahmen und Sanktionsmechanismen bei der Verfol-
gung vereinbarter Ziele vielversprechend und kosteneffek-
tiv zu sein scheinen. Solche integrierte Beschäftigungspro-
gramme im Kontext der Entwicklungszusammenarbeit 
erfordern eine effektive Bündelung der Maßnahmen 
sowie eine Koordinierung und Zusammenarbeit aller im 
Partnerland tätigen relevanten EZ-Organisationen und 
nationalen Institutionen. 

Die aktuelle Forschung bietet mittlerweile viele 
rigorose Methoden der Evaluierung von Wirkungen 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen. Es empfiehlt sich, 
sowohl diese als auch speziell für die Anwendung in der 
EZ entwickelten Methoden konsequent anzuwenden. Sie 
könnten einerseits Erkenntnisse darüber schärfen, welche 
Maßnahmenkombinationen in welchen Ländern unter 
welchen Bedingungen funktionieren und somit eine 
wichtige Voraussetzung für das evidenzbasierte Design 
zukünftiger Programme schaffen. Zum anderen sollten sie 
zur Klärung der Frage beitragen, welche Ziele mit welchen 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen überhaupt erreicht 
werden können. So könnte bei der Planung von Vorhaben 
eine realistische Passung zwischen Zielen, Maßnahmen 
und Indikatoren erlangt werden. In Deutschland bei-
spielsweise steht bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
die Integration der Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt 
angesichts der negativen Bewertung dieser Maßnahmen 
nicht mehr im Vordergrund. Vielmehr geht es hier um 
den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit und die Schaffung 
von Beschäftigungsmöglichkeiten der Arbeitslosen auf 
dem zweiten Arbeitsmarkt (Heyer et al. 2011, 26). Wenn 
EZ-Vorhaben die Eingliederung der Zielgruppe in den 
Arbeitsmarkt anstreben, so müssen Einkommens- und 
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Beschäftigungseffekte zwingend quantifiziert und ent-
sprechend nachverfolgt werden. Das gilt vor allem für die 
Ex-Post-Evaluierungen und die Evaluierungen am Ende 
der letzten Programmphase, da in diesem Fall ein längerer 
Zeitraum für die Evaluation zur Verfügung steht. Geht es 
dagegen im EZ-Vorhaben um die Erhöhung der Beschäf-
tigungsfähigkeit, können andere, weichere Indikatoren 
herangezogen werden. Der Aufbau der Arbeitsmarktin-
formationssysteme vor Ort ist dabei eine essentielle, die 
Programmevaluationen ergänzende Maßnahme. 

5  Schlussfolgerungen und Empfehlungen
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Anhang: Ausgewählte Maß-
nahmen der Arbeitsmarktpolitik
Belgien: Der „win-win recruitment plan“
Die innovative Grundidee des win-win recruitment-Plans 
liegt in der aktivierenden Nutzung des Arbeitslosen-
geldes. Es handelt sich um eine temporäre Maßnahme, 
um Beschäftigung während der Krise zu unterstützen. 
Arbeitslose, die im Rahmen dieses Programms angestellt 
werden, erhalten parallel zu ihrer Beschäftigung weiterhin 
Arbeitslosengeld. Der Arbeitgeber kann dann das Entgelt 
um diese Summe reduzieren. Die Maßnahme richtet 
sich u. a. an Jugendliche unter 26 ohne Sekundärausbil-
dung, die mindestens 3 Monate arbeitslos waren, und an 
Jugendliche unter 26 mit Ausbildung, die mindestens 6 
Monate arbeitslos waren. Die teilnehmenden Jugendli-
chen erhalten Lohnsubventionen für bis zu 2 Jahre. Ihre 
Einstellung erfolgt über reguläre Verträge. Zusätzlich kön-
nen Beiträge in die soziale Sicherung reduziert werden. 
62% der Anstellungen im Rahmen dieses Programmes 
kamen unter 26-Jährigen zu Gute. Die Kosten von Januar 
2010 bis März 2011 beliefen sich auf 259 Mio. Euro. Das 
Programm wurde von International Social Security Asso-
ciation (ISSA) als ein erfolgreiches arbeitsmarktpolitisches 
Instrument mit der Begründung ausgewählt, Belgien habe 
im europäischen Vergleich unter anderem mit Hilfe dieses 
Instrumentes relativ schnell die Arbeitslosigkeit abgebaut, 
die in Folge der Krise entstanden war. Studien, die diese 
Attribution bestätigen würden, gibt es jedoch noch nicht 
(ISSA 2012).

Dänemark: Aktivierungspolitik
Dänemark hat eine lange Tradition der Aktivierungspoli-
tik für Jugendliche. Die ersten Programme wurden bereits 
in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts eingeführt. 
Generelle Intention einer Aktivierungspolitik ist die 
Verschiebung des Schwerpunkts der Arbeitsmarktpolitik 
weg von der Einkommensunterstützung hin zu Maßnah-
men der schnellen Wiederbeschäftigung. 2009 sah die 
Aktivierung in Dänemark folgendermaßen aus (OECD 
2012, 120 ff.): Unabhängig vom Alter waren die Arbeits-
losen verpflichtet, sich in den lokalen Arbeitszentren zu 
registrieren. Innerhalb eines Monats waren sie anschlie-
ßend verpflichtet, ihren Lebenslauf im Jobnet, der größten 
öffentlichen Internetplattform für die Arbeitssuche in 
Dänemark, zu veröffentlichen und ihn wöchentlich zu 
aktualisieren. Das betreuende Arbeitszentrum führte eine 
Einschätzung der Kompetenzen des Arbeitslosen durch, 
sowie ihres Risikos, langzeitarbeitslos zu werden. Gleich-
zeitig waren die Arbeitslosen verpflichtet, ihre Arbeitssu-
che zu dokumentieren und mindestens vier Bewerbungen 
pro Woche zu verschicken. Nach einem Monat gab es 
ein Pflichttreffen mit der Versicherungsgesellschaft. Ab 
diesem Zeitpunkt musste der Arbeitslose alle drei Monate 
die Arbeitsagentur und die Versicherungsgesellschaft 
kontaktieren. Der Arbeitslose wurde in seiner Arbeitssuche 
kontinuierlich beratend begleitet. Jedes „zumutbare“ Ar-
beitsangebot musste vom ersten Tag an akzeptiert werden, 
ansonsten drohten Sanktionen wie der Verlust der Unter-
stützung. Wartezeiten bis zum Eintritt der Aktivierungs-
maßnahmen variierten je nach Alter und Ausbildung. Für 
Menschen unter 30 traten die Aktivierungsmaßnahmen 
innerhalb von 3 Monaten Arbeitslosigkeit in Kraft. Zusätz-
lich konnten die örtlichen Arbeitszentren zur Förderung 
der Arbeitssuchenden die notwendigen Maßnahmen 
aus ihrem Maßnahmen-Portfolio veranlassen. Für unter 
25-Jährige ohne Abschluss der Sekundarstufe II war die 
Teilnahme an den Angeboten des allgemeinen Bildungs-
systems oder an Vorbereitungskursen zur Fortsetzung der 
Ausbildung verpflichtend.

Im Zuge der Krise wurden die Aktivierungsmaßnah-
men intensiviert. Seit November 2009 wird das Angebot 
eines persönlichen Gesprächs innerhalb einer Woche 
Arbeitslosigkeit gemacht, innerhalb von zwei Wochen soll 
eine Klärung der geeigneten Maßnahmen erfolgen und 
nicht später als nach einem Monat ein konkretes Angebot 
(Ausbildung oder Arbeit) unterbreitet werden. Die Aktivie-
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rung wurde auch für Arbeitssuchende unter 30 beschlos-
sen, die bereits mehr als 12 Monate lang Arbeitslosengeld 
bezogen. Für Arbeitssuchende unter 30 werden in der 
Regel Beschäftigungsverhältnisse im Privatsektor subven-
tioniert. Absolventen unter 30 sollen von der öffentlichen 
Arbeitsverwaltung schon nach 6 Wochen an die privaten 
Arbeitsvermittlungsagenturen überwiesen werden. Vor 
der Krise geschah dies erst nach 4 bis 7 Monaten.

Eine Literaturstudie der OECD (2012) kommt zum 
Schluss, dass dänische Aktivierungsmaßnahmen im 
Zeitraum vor der Krise effektiv waren. Dabei war nicht 
das Programm per se effektiv, sondern die Androhung der 
Teilnahme am Programm („threat effect“) nach dem Ab-
lauf der Wartezeit. So wurde die Arbeitsuche kurz vor dem 
Ablauf der Wartezeit intensiviert. Darüber hinaus verlie-
ßen Menschen, die Arbeitslosengeld erhielten, das System 
kurz bevor die Maßnahmen der AMP griffen (ebenda, 126). 
Die Evidenz für weitere positive Effekte der Aktivierungs-
politik ist gemischt. Es lässt sich somit schlussfolgern, dass 
nicht die relativ kostspieligen Instrumente zu einer erfolg-
reichen Eingliederung der Arbeitslosen beitragen, sondern 
das individuelle Risiko, dass diese Instrumente und somit 
mögliche finanziellen Sanktionen greifen (ebenda, 140).

Dänemark: Jugendberatungszentren
Dänemark gründete in den letzten Jahren Beratungszen-
tren, die Berufsorientierung und Beratung zu Bildungs-
angeboten für Schulabbrecher anbieten. Mittlerweile 
gibt es 45 solche Beratungszentren auf lokaler Ebene, die 
Jugendliche unter 25 beraten. Der Fokus der Beratung 
liegt auf dem Übergang von der Pflichtschule zu weiter-
führenden Bildungsangeboten oder Beschäftigung. Die 
Zielgruppe sind Schüler der 6. bis 9. Klasse, NEETs unter 25 
sowie Jugendliche, die Probleme haben bereits vermittelte 
Bildungsprogramme erfolgreich abzuschließen. Bei den 
Jugendlichen, die als NEET eingestuft werden, müssen die 
Beratungszentren proaktiv agieren. Sie sind verpflichtet, 
diese Personen aktiv zu kontaktieren und ihnen zu helfen. 
Die Beratung erfolgt individuell und in Gruppen. Es gibt 
Einführungskurse, die den Jugendlichen einen Eindruck 
von Anforderungen und Bedingungen einer weiteren 
Ausbildung vermitteln. Die Jugendzentren kooperieren 
mit der öffentlichen Arbeitsverwaltung, mit Schulen und 
anderen Ausbildungseinrichtungen für Jugendliche. So 
soll die Kohärenz der Beratung gewährleistet und der 
Erfahrungsaustausch gefördert werden (OECD 2012, 139). 

Seit November 2009 sind Schüler im Alter von 15 
bis 17 Jahren verpflichtet, zusammen mit der Schule, den 
Eltern und dem zuständigen Beratungszentrum einen 
Bildungsplan zu entwickeln. Dieser Bildungsplan ent-
hält Maßnahmen wie Bildung, Beschäftigung, Praktika, 
Auslandsaufenthalt etc. Eine Datenbank soll diese Pläne 
erfassen und somit einen schnellen Überblick über die 
gefährdeten Jugendlichen geben. 

Anhang
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Österreich: Arbeitsstiftungen25

Arbeitsstiftungen sind ein seit Ende der 1980er Jahre 
eingesetztes arbeitsmarktpolitisches Instrument. Mit der 
Reform von 2009 im Rahmen des Arbeitsmarktpaktes 
II wurde dieses Instrument um eine weitere Form – der 
Jugendstiftung – erweitert. Die Arbeitsstiftungen wurden 
entwickelt, um den vom Personalabbau betroffenen Ar-
beitskräften in der verstaatlichten Industrie bei der Suche 
nach neuen Arbeitsplätzen zu helfen und ihre Vermitt-
lungschancen zu erhöhen. In diesem Modell übernehmen 
die Unternehmen die Verantwortung für den Verbleib 
gekündigter Arbeitskräfte. Ein wesentliches Merkmal von 
Arbeitsstiftungen ist die Beteiligung und Kofinanzierung 
durch die betroffenen Unternehmen und Arbeitsmarktak-
teure auf lokaler Ebene. An der Finanzierung beteiligt sich 
auch die öffentliche Arbeitsverwaltung über die Arbeits-
losenversicherung. Die Begünstigten der Jugendstiftung 
sind Jugendliche, die ihren Job verlieren und mindestens 
drei Monate bei Klein- und Mittelbetrieben oder Zeitar-
beitsfirmen beschäftigt waren.

Die Jugendliche erhalten individuell abgestimmte 
Unterstützungs- und Qualifizierungsmaßnahmen wie 
Berufsorientierung, Unterstützung bei Arbeitssuche, 
Aus- oder Weiterbildung, Unternehmensgründung 
oder Praktikumssuche. Im Rahmen der Arbeitsstiftung 
bekommen die Jugendlichen Arbeitslosengeld sowie ein 
Stiftungsstipendium in der Höhe von 100 Euro pro Monat. 
Die Gesamtkosten der Jugendstiftung sind auf maximal 10 
Mio. Euro begrenzt, wobei 2 Mio. von den Unternehmen 
getragen werden. 

Idealtypisch läuft die Arbeit in den Stiftungen in 3 
Phasen ab. Die 4 bis 6-wöchige Einstiegsphase beinhal-
tet eine Berufsorientierung und wird in der Regel von 
eigenen Trainern der Jugendstiftungen durchgeführt. 
Die anschließende Weiterbildungsphase wird durchwegs 
durch Zukauf von Bildungsdienstleistungen umgesetzt. 
Im Falle von beabsichtigten Existenzgründungen wer-
den Qualifizierungen und Beratungen auf dieses Ziel hin 
eingekauft. Ein Zugriff der Stiftungen auf den Instrumen-
tenkasten der Arbeitsverwaltung ist dabei nicht möglich. 
Die Ausstiegsphase ist eine assistierte Phase der eigen-
ständigen Jobsuche der Teilnehmer, die mit ca. 4 Monaten 
veranschlagt wird. 

25 Entnommen Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsu-
mentenschutz 2010, 72-88, falls nichts anderes angegeben. 

Das Instrument Arbeitsstiftung wurde zwar mehrmals 
evaluiert, die Studien sind in der Regel aber nicht darauf 
ausgerichtet, Netto-Wirkungen der Maßnahme abzu-
schätzen. Zwei ökonometrische Studien finden einen 
positiven Effekt der Arbeitsstiftungen (Winter-Ebmer 2001 
und WIFO 2005). Hinsichtlich der Beschäftigung ergibt 
sich eine positive Differenz zugunsten der Teilnehmer von 
Arbeitsstiftungen im Vergleich zu Kontrollgruppe. Winter-
Ebmer (2001) konnte aber keinen signifikanten Effekt für 
die Gruppe der unter 22-Jährigen feststellten. In der Studie 
des Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung 
WIFO (2005) fällt dagegen die kumulierte Beschäftigung 
der Stiftungsteilnehmer geringer aus als bei den Ver-
gleichspersonen. Die Dauer ihrer Arbeitslosigkeit und ihre 
Zeiten ohne Erwerbsbeteiligung sind dagegen geringer. 

Trotz eines Fehlens eindeutiger Befunde ihrer Wirk-
samkeit und trotz möglicher Mitnahmeeffekte gelten die 
Arbeitsstiftungen in der österreichischen Öffentlichkeit 
als ein erfolgreiches arbeitsmarktpolitisches Instrument. 
Dies liegt vor allem an der gemeinsamen Verpflichtung 
und der Aufteilung der Verantwortung zwischen den ver-
schiedenen Akteuren des Arbeitsmarktes (Voss 2010, 42). 
Die Motivation der Unternehmen, Personalanpassungen 
auf dem Wege der Einschaltung von Stiftungen vorzu-
nehmen, beruht zum einen auf dem Imagegewinn in der 
Öffentlichkeit und bei den eigenen Beschäftigten und zum 
anderen auf dem Nutzen des dadurch erreichten „sozialen 
Friedens“ (Kühnert 2011, 5).

Anhang
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Spanien: Unbefristete Verträge 
2012 wurde in Spanien eine neue Maßnahme eingeführt, 
die unbefristete Beschäftigungsverhältnisse unter den 
Jugendlichen fördern sollte. Diese Maßnahme ist ein gutes 
Beispiel für ein mögliches Fehldesign arbeitsmarktpoli-
tischer Interventionen. Gleichzeitig könnte der Beginn 
dieser Maßnahme zu einem falschen Zeitpunkt, nämlich 
zu früh, erfolgt sein. 

Im Rahmen dieser Maßnahme erhalten kleine 
Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten Begüns-
tigungen, wenn sie junge Menschen im Alter von 16 bis 
30 Jahren unbefristet einstellen. Die Probezeit für solche 
Verträge betrug 1 Jahr. Darüber hinaus wurde diese 
Maßnahme mit der Arbeitslosenversicherung kombi-
niert. So erhält das Unternehmen 50% der Summe, die 
dem Neuangestellten als Arbeitslosengeld zustünde, 
wenn dieser mehr als 3 Monate Arbeitslosengeld erhalten 
hatte. Der Neuangestellte erhält jeden Monat 25% seines 
monatlichen Arbeitslosengeldes in einem Beschäftigungs-
verhältnis. Zusätzlich zahlen die Unternehmen 3 Jahre 
lang geringere Beiträge in die sozialen Sicherungssysteme, 
wenn sie Langzeitarbeitslose unter 30 und über 45 unbe-
fristet anstellen.

Erste Einschätzungen zeigen, dass diese Maßnahme zur 
Förderung unbefristeter Beschäftigungsverhältnisse nicht 
die Erwartungen erfüllte, die man bei ihrer Einführung 
hatte. Erstens wird das Programm nur selten genutzt. Die 
Unternehmen bevorzugen weiterhin befristete Verträge. 
Zweitens könnte das Programm zu einer weiteren Markt-
segmentierung beitragen, da die unbefristeten Verträge 
im Rahmen des Programmes mit niedrigeren Beiträgen 
in die soziale Sicherung verknüpft sind. Drittens scheint 
das Programm für Unternehmen nur aufgrund der langen 
Probezeiten der Jugendlichen von einem Jahr attraktiv 
zu sein. Die finanziellen Anreize bleiben wirkungslos, da 
sie zurückzugezahlt werden müssen, falls die geförderte 
Person am Ende der Probezeit gekündigt wird. Viertens 
könnte diese Maßnahme negative Effekte für Langzeitar-
beitslosen haben. Die Neuanstellungen von Arbeitslosen 
mit Anspruch auf Arbeitslosengeld könnte auf Kosten von 
Langzeitarbeitslosen ohne Anspruch auf Arbeitslosengeld 
erfolgen. Fünftens lässt sich vermuten, dass die Maßnah-
me zu einem Lohndruck führt. Teilnehmer der Maßnah-
me erhalten im Falle ihrer Anstellung weiterhin 25% ihres 
Arbeitslosengeldes und ergänzen so ihre Löhne. Somit 
könnten Anreize gesetzt werden, die Löhne insgesamt 
zu reduzieren (EEO Oktober 2012, 7 f.). Allerding müssen 
rigorose Evaluierungen durchgeführt werden, um diese 
möglichen Effekte bestätigen zu können. 
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